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23 Sitzung vom 5 Mai

Das Haus und die Tribünen ſind nur mäßig beſetzt
Am Tiſche des Bundesraths Preußiſcher

v et ha re Brouſart v Schellendorff und
mehrere Kommiſſaree v v ZedellPiesdorf eröffnet die Sitzung pünktlich

r inuten v tEingegangen ſind 1 das Ergebniß der Ermittelung über die
Lohnfragen der Arbeiterinnen in der Nähmaſchinen Fabrikation
und Konfektionsbranche 2 Entwurf eines Geſetzes betreffend
Abänderung der Gewerbeordnung 3 Nachtragskonvention zum
rumäniſchen Vertrage 4 Geſetzentwurf betreffend die Rechts
verhältniſſe der Kaiſerlichen Beamten in den Schutzgebieten

Das Haus tritt in die Tagesordnung ein deren erſter Punkt
Dritte Berathung des Entwurfs eines Geſetzes betreffend die
Errichtung eines Seminars für orientaliſche Sprachen
aufgrund der in et Berathung unverändert angenommenen
Vorlage ohne Debatte erledigt wird

Es folgt Dritte Berathung des Entwurfs eines Geſetzes be
treffend den Servistarif und die Klaſſeneintheilung der
Orte aufgrund der Zuſammenſtellung der in zweiter Berathung
gefaßten Beſchlüſſe

Abg Woermann nat lib tritt noch einmal wie in zweiter
Leſung für die Verſetzung der Vororte Hamburgs in eine höhere
Servisklaſſe ein will aber einen darauf bezüglichen Antrag nicht
mehr einbringen weil die Meinungen in Hamburg ſelbſt darüber
getheilte ſeien
Abg Staudy Ekonſ beantragt die Stadt Lötzen in eine

höhere Servisklaſſe zu verſetzen
Vom Regierungstiſche wie vom Abg D Sattler wird dem

widerſprochen und der Antrag Staudy abgelehnt
Ein Antrag des Abg v Strombeck und ein weiterer des

Abg Dr Sattler die Verſetzung der Stadt Aken beziehungs
weiſe der Stadt Saargemünd und der Vororte von Bres
lau in eine höhere Servisklaſſe der Reichsregierung zur Erwägung
zu empfehlen wird angenommen ebenſo ſchließlich das ganze
Geſetz ohne weitere Debatte

Das Haus tritt nunmehr in die zweite Berathung des Ent
wurfs eines Geſetzes betreffend die Feſtſtellung eines Nach
trages zum Reichshaushaltsetat für das Etatsjahr
1887/88 Fortdauernde Ausgaben der Verwaltung
des Reichsheeres aufgrund mündlichen Berichts der
Kommiſſion für den ReichshaushaltsEtat ſoweit derſelbe
die fortdauernden Ausgaben der Verwaltung des
Reichsheeres betrifft ein Berichterſtatter Abg Graf
Dönhoff Friedrichſtein
Beim Etat für das preußiſche Militär Kontingent

nimmt das Wort der
Abg Schrader dfr um kurz zu erklären daß ſich ſeine

Partei die Stellung von Amendements vorbehalte mit Bezug
auf das RekrutenManquement bei der Kavallerie Jm übrigen
würde ſeine Partei dieſen Theil des Nachtragsetats bewilligen
da er nur eine Konſequenz früher gefaßter Beſchlüſſe ſei

Beim Kapitel 24 Titel 7 beantragt ſodann dementſprechend
Abg Richter ſtatt 4,182,000 M nur 4,073,000 M zu be

illigen
Abg Frhr v Maltzahn konſ erklärt ſich gegen den An

trag da die Aufhebung der Rekruten Manquements bei der
Kavallerie nur eine Konſequenz der letzten Militär Vorlage ſei

Abg Richter beſtreitet dies unter Berufung auf ein Zu
des Kriegsminiſters ſelbſt Die Aufhebung der

Rekrutenvakanz bei der Kavallerie habe mit der Septennats
Vorlage nichts zu thun und ſei eine einfache Etatsfrage Materiell
liege kein Grund vor jetzt wo eben erſt die Präſenz ſo ſehr er
höht worden ſei auch noch eine partielle Erhöhung der Präſenz
u Verlängerung der Dienſtzeit eines Theiles der Armee vor
zunehmen

Kriegsminiſter Bronſart v Schellendorff Jch muß den
Ausführungen des Abg Richter entgegentreten und ich werde die
Gründe hier darlegen die mich dazu veranlaſſen Der Abgeordnete
Richter hat ganz recht wenn er die Aufhebung der vierwöchent
lichen Rekrutenvakanz bei der Kavallerie nicht mit der Erhöhung
der Präſenzſtärke in Zuſammenhang bringt Wir wollten aber
das was wir der Kavallerie nicht an Quantität geben konnten
an Qualität geben Gerade die Ausbildungsverhältniſſe bei der
Kavallerie liegen dann beſonders ungünſtig wenn der Monat
Oktober ihr nicht dazu gegeben iſt Auch die Aushebung welche
in verſchiedenen Zeiträumen Ende Oktober und Anfang November
u erſchwerte die Ausbildung Der Effekt der ganzen

aßregel beträgt nur 306,000 M das iſt nicht mehr wie fünf
Tage Rekrutenvakanz Wir beſchränken bei der Kavallerie ſonſt
ſchon alles Mögliche ſelbſt die Reſerve Uebungen weil Mangel
an Pferden iſt und hat der Mann in ſeiner ſpäteren Dienſtzeit
bereits mehr als 4 Wochen weniger zu üben als der Jnfanteriſt
dies rechtfertigt ſchon eine Verlängerung des Dienſtes um vier
Wochen Jch kann nur ſagen daß dieſe Maßregel von ſo unend
lichem Vortheil für die geſammte Armee iſt daß die kleinen

W welche dabei in Frage kommen nicht der Rede
erth ſind

e Frhr v Maltzahn bleibt dabei daß eine unverkürzte
Bewilligung dieſer Poſition eine Konſequenz der vom Reichstage
zuvor gefaßten Beſchlüſſe ſei Auch habe ja in der Kommiſſion
dte x Hpsiges Mitglied eine ſolche Abbröckelei in Vorſchlag

Abg Richter erwidert er habe bei der Zuſammenſetzung des
Hauſes keine Hoffnung auf Annahme ſeines Antrages Verwahren
müſſe er ſich ganz entſchieden dagegen als ob dieſe Aufhebung
der RekrutenVakanz bei der Kavallerie im Zuſammenhange mit
dem Militärgeſetz ſtehe oder auch nur wie der Vorrebner be
haupte implicite darin enthalten ſei Man könne für das

Septennatsgeſetz aber trotzdem auch für die Aufhebung der
RekrutenVakanz ſein oder gegen erſtere und für letztere
el kgtree kurzen Erwiderung des Frhrn v Maltzahn Gültz

er
Abg v Bennigſen gegen den Richter ſchen Antrag Aus der

Erklärung des Herrn Kriegsminiſters gehe hervor daß die Re
gierung urſ nen ſogar ſich mit der w einer Vermehrung

f

auch der Kavallerie getragen habe nd wenn die Heeres
verwaltung es vorgezogen a auf dieſe Vermehrung der

Kavallerie z verzichten und ſtatt deſſen die Oktober Vakanz zu
eiten o ſei das wirthſchaftlich ein ſehr geſunder Weg und
das Haus ſolle dafür der Regierung nur Dank wviſſen
e große Summen durch einſache Maßregeln dem Lande

Kriegsminiſter Bronſart v Schellendorff beſtätigt die vorſtehende Bemerkung Man hätte ſich um eine Erhöbun
der Kavallerie zu vermeiden zu der früher erwähnten Maßrege
entſchloſſen

Abg Richter betont noch die beabſichtigte beſſere Ausbikdungg ter teder Kavallerte würde ſich auch auf andere Weiſe erreichen laſſen

wenn man z B die Küraſſiere abſchaffe und in leichte Kavallerie

m ſter Bronſart Sriegsminiſter Bronſart v Schellendorff Eine Entcheidung über die Frage der Abschaffung der Küraſſiere wird
wohl hier im Hauſe nicht zu treffen ſein Auch in Fachkreifen
ſind die Anſichten darüber getheilt Jm übrigen liegt die Entcheidung darüber verfaſſungsmäßig nicht beim Keichötage ſondern

Der Antrag Richter
Poſition unverändert angenommen

ultusminiſter Dre A

1 Vellage zu Nr 105 der Seale
leſe ſo werde man von ſelbſt reichstreu So habe beiſpielsweiſe

Beim Kapitel Naturalverpflegung beklagt u
Abg Böckel Antiſemit daß in der Armee das jüdiſche

Lieferantenweſen begünſtigt werde
Kriegsminiſter Bronſart v Schellendorff W muß einen

ſolchen Vorwurf ganz entſchieden zurückweiſen Der Hr Vor
redner ſcheint mir gar wenig unkerrichtet zu ſein und nicht

ebr u haben wie gerade in dieſer letzten
rmee

weſen ich ſpreche natürlich nicht von dem jüdiſchen ſondern
vom Lieferantenweſen überhaupt r Die Jn
tendantur Verwaltungen ſind angewieſen nach Möglichkeit bei den
Produzenten zu kaufen Es ſind in letzter Zeit die Manöver
bedürfniſſe ſämmtlich durch Ankäufe bei den Großgrundbeſitzern
gedeckt worden Jm Jahre 1870/71 iſt es ja möglich geweſen daß
die jüdiſchen Lieferanten reich geworden ſind Da handelte es
ſich aber darum ſchnell zu liefern und wir mußten froh ſein
etwas zu bekommen denn der Soldat ſollte ſatt werden Miß
bräuche mögen ja ſtattgefunden haben ich kann aber dem Hrnu
Vorredner ſagen daß wir für den Fall eines neuen Krieges Vor
ſorge getroffen haben daß ſolche Mißbräuche nicht wieder vor
kommen können Jch verwahre die rn her ganz
entſchieden gegen den Vorwurf daß dieſelbe das jüdiſche Liefe
rantenweſen bevorzuge Beifall

Abg Struckmann nat lib tritt dem Abg Boeckel entgegen
daß er eine religiöſe Frage ungehindert hier in die Debatte ziehe
und in heftiger Weiſe erörtere Derartig konfeſſionelle Gegenſätze
ſeien noch niemals bei ſo unpaſſender Gelegenheit hier in die De
batte hineingezogen worden Er hoffe daß dies künftig nicht
wieder geſchehe Der geringe Beifall den der Abg Boeckel ge
funden werde ihn über die Stimmung des Hauſes nicht im Un
klaren laſſen Der Jude hat die gleichen ſtaatsbürgerlichen Rechte

wie wir
Abg Boeckel erwidert hierauf daß die Judenfrage keine kon

feſſionelle ſondern eine Raſſenfrage ſei Er gebe zu daß die Ju
den einſtweilen noch ſtaatsbürgerliche Rechte hätten aber in Zu
kunft der Reſt dieſer mit laut erhobener Stimme geſprochenen
Aeußerung wird von der Glocke des Präſidenten übertönt der
darnach erklärt eine weitere Debatte in dieſer Art geführt nicht
dulden zu können

Nach einer kurzen Bemerkung des Abg Kalle nat lib wird
darauf auch der Reſt der Vorlage unverändert und ohne jede
weitere Debatte angenommen

Den letzten Punkt der Tagesordnung bildet der mündliche Be
richt der Wahlprüfungskommiſſion über die Wahl des Abg

mann nat lib im zweiten Wahlkreiſe des Königreichs
achſen
Die Kommiſſion beantragt durch ihren Berichterſtatter Abg

Schmieder die Wahl für giltig zu erklären
Abg Singer Soz bemängelt dieſen Antrag Jn den

Proteſten werde behauptet daß bei dieſer Wahl Konfiskationen
von Stimmzetteln vorgekommen ſeien Nach dem bisherigen Gebrauche mußte die Wahl ſchon aus dieſem Grunde für ungiltig er

klärt werden zum mindeſten aber wäre eine Rüge gegen die
ſchuldigen Beamten auszuſprechen Ferner behauptet man daß
bei Feſtſtellung des Wahlergebniſſes die Oeffentlichkeit aus
geſchloſſen geweſen ſei Da müſſe doch genaue Unterſuchung ein
kreten und event die a der Wahl ausgeſprochen werden
Sonſt könne man ſicher ſein daß die Wahlbeeinfluſſungen künftig
noch mehr überhand nehmen Es ſeien überhaupt bei dem letzten
Wahlkampfe in Sachſen Dinge paſſirt ſo unglaublich daß der
Reichstag dieſen Zuſtänden die vollſte Aufmerkſamkeit ſchenken
müſſe Beſonders ſei den Sozialdemokraten in nie dageweſener
Weiſe die Wahlfreiheit beſchränkt worden Wer das mit angeſehen
habe werde die Wahrheit der Proteſte nicht in Zweifel ziehen
Da dürfe man doch nicht wie die Kommiſſion ſolche Behauptungen
der Proteſte als unrichtig anſehen und die Giltigkeit der Wahl
beantragen Er beantrage daher den Antrag des Wahlprüfungs
e ſion abzulehnen und zunächſt eine Unterſuchung an
zuſtellen

Abg Goetz LeipzigLand nl beſtreitet die Ausführungen des
Vorredners Er wiſſe genau wie ſolche Proteſte zuſtande kämen
und beſonders wie ſie in Sachſen gemacht worden ſeien Dieſe
ganzen ſozialdemokratiſchen Proteſte ſeien nichts als Kindereien
ünd koloſſale Uebertreibungen außerdem rein eine Agitation von
Krakehlern Die nationalliberale Partei habe bei den Wahlen nur
für die gute und gerechte Sache geſtimmt für welche Sie Redner
wendet ſich zu den Sozialdemokraten den Arbeitern das Ver
ſtändniß geraubt haben

Präſident v Wedell Piesdorf erklärt eine ſolche Aeußerung
direkt gegen Mitglieder des Reichstages für unparlamentariſch

Abg Baum bach will die Frage ſo zugeſpitzt wiſſen ob in dem
Proteſt Thatſachen enthalten ſind oder nicht Welche Partei dabei
in Frage kommt ſei völlig irrelevant Daducch daß man aber
Proteſte Kindereien nennt treffe man nicht das Rechte Wenn
Exceſſe gegen die Wahlfreiheit vorkommen muß entſchieden Re
medur geſchaffen werdenAbg Ackermann Wir die wir die ſächſiſche Bevölkerung
länger und genauer kennen verſichern dem Abg Singer daß das
jetzige Reſultat der Reichstagswahl aus dem geſunden Sinne der
ſächſiſchen Bevölkerung hervorgegangen iſt Wenn von 23 ſächſi
ſchen Wahlen nur 5 durch Proteſte angefochten ſind ſo liegt es
auf der Hand daß bei den großen Anſtrengungen welche die
Sozialdemokraten machten um das Ergebniß anzufechten die
Wahl eine korrekte zu nennen iſt tAbg Singer Soz Der Reichstag habe zu prüfen ob ſeine
Mitglieder der Zahl nach und auf legalem Wege gewählt ſind
Wenn der Reichstag die Wahlprüfungen nicht mit aller Schärfevornehmen will dann ſind ſie et überflüſſig Auf den
Vorwurf des Abg Götz daß die Sozialdemokratie Kindereien
treibe frage er was Hr Götz denn ſchon für das Wohl der
Arbeiter geihan habe Daß ſich Hr Abg Ackermann zur Wahl

wie rigoros in den Fabriken u ſ w gegen ſolche vorgegangen
werden ſollte welche ſozialdemokratiſch wählen wollten Gemein
efährlichere Beſtrebungen gegen die Ordnung des Staates
önnten nicht erfolgen als dadurch daß man den letzten Funken

welcher von Glauben und Vertrauen noch im Volke vorhanden
iſt durch Gewaltthätigkeiten bei den Wahlen gewaltſam aus

zulöſchen ſucht rAbg D Marquardſen Erlangen nl nimmt als Vorſitzender
der Dablprüfungerommiſſign die letztere gegen die Angriffe der
Vorredner in Schutz Die Kommiſſion betrachtet ſich als
Gerichtshof und hat als ſolcher nach beſtimmten feſtſtehenden
Grundſätzen die Entſcheidung zu r Wollte man ſo ver
fahren wie der ä Singer meint ſo würde man niemals mit
einer Wahlprüfung fertig werden Die Kommiſſion hat nur die
Legitimation zu prüfen wenn aber gewiſſe Vorgänge mit dem
Reſultat der Wahl in gar keinem Kauſalnexus ſtehen ſo bleiben
ſie unberückſichtigt Solche Vorgänge ſind es die der Vorredner
erwähnt hat und die gar keinen Eindruck auf das Wahlreſultat

ttenes Baumbach Nicht ob von der ſozialdemokratiſchen oder

einer anderen Partei ein Proteſt einlaufe ſtehe hier zur Frage
ſondern ob überhaupt legal dabei verfahren ſei Das habe man
auch früher erkannt indem man den Reichskanzler bat die
eblpratelte zu prüfen und dann dem Reichstage ein Urtheil

vorbehielt
Abg Götz nl tritt den Ausführungen des Abg Baumbachentgeden S er Redner in ſeinen vorigen Nuslubrungen

einen zu ſchroffen derben Ton angeſchlagen ſo hebauere er das
dieſer ſei aber nur das Echo auf die kräftigen Aeußerungen der
Preſſe welcher Hr Baumbach nahe ſtede Jn Sachſen ſei
ſchmachvoll von den Sozialdemokraten vor den Wahlen voran einer ganz andern Stelle

wird nunmehr abgelehnt und die

è

der Soztaldemokratie die B

miEs ſei
it in der des Blattes aber habe

nahmen getroffen worden ſind um das Lieferanten

thue ſo ſpreche er auch wie ihm ums

der Berathung des NachtragsEtats

Sachſens Glück wünſcht ſei bedauerlich es ſei ja überall bekannt

Mai 1887
ei ummer des züricher Sozialdemokrat des offiziellen Organsgure ſiehe eutung der Reichstagswahlen ſo

als ob es ſich hier für die Sozialdemokratie darum
e e alles Beſtehende zu Felde ben

anke Umſturz gepredigt worden
ein Gedicht geſtanden deſſen Refrain ge

ſautet Fluch dem deutſchen Kaiſer Bewegung Und dazu
ſolle man ſchweigen Er werde von der Gelegenheit zu redennur einen ſehr Leſchrantten Gebrauch er es

erz ſei
Abg Frhr v Heereman Eentr tritt r den Aus

führnngen des Abg Banmbach entgegen Die Vorwürfe
die Wahlprüfungs Kommiſſion müſſe er als höchſt ungere
zeichnen Er habe derſelben eine große Reihe von Jahren an
gehört und u de e fabrunge fie man ſich be
mühe jede Wahl auf das Sorgfältigſte zu prifenAbg Gunther Sachſen Reichsp Jch bin überraſcht daß
es dem Abg Singer entgangen iſt welches die a
Urſachen der jetzigen Wahlreſultate in Sachſen geweſen ſind Es
iſt allerdings früher unerhört bei den Wahlen dort zugegangen
und da ſprangen denn ſozialdemokratiſche Abgeordnete immer
heraus Bei dieſer Wahl aber hat ſich die öffentliche Stimme
erhoben man hat gegen die unerhört wüſte Agitation der Sozial
demokratie proteſtirt und die Wahlreſultate ſind der Ausdruck
der öffentlichen Meinung Eine energiſche Organiſation war auch
auf unſerer Seite nöthig aber am meiſten hat die öffentliche
Meinung für die Ordnungsparteien gewirkt Herr Abgeordneter
Baumbach hat den Abgeordneten Götz behandelt wie einen jungen
unerfahrenen Menſchen und doch war derſelbe lange bevor wir
die Reden des Herrn Baumbach bewundern konnten hier im
Reichstage Die Wahlproteſte werden in einer Weiſe zuſanimen
gebracht daß man an ihrem Reſultat von vornherein zweifelt
darin können wir Herrn D Götz glauben Der größte Theil der
ſozialdemokratiſchen Wähler iſt über die Tendenz der Sozial
demokratie durchaus nicht klar ſie geben ihre Stimme oft un
bewußt für die ſozialdemokratiſchen Kandidaten ab

Die Diskuſſion wird geſchloſſen die Wahl für giltig

erklärt ßDer Präſident theilt mit daß während der Sitzung
die Branntweinſteuer Vorlage eingegangen ſei

Tagesordnung Fortſetzung

verhältniſſe der Beamten in den utzgebieten Nachtrags
konvention mit t e betreffend den Verkehr mit
blei und zinkhaltigen Gegenſtänden g
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Am Miniſtertiſche Geh OberRegierungsrath Pochhammer
e Miniſter der Landwirthſchaft Domänen und Forſten

ucius
d v Köller eröffnet die Sitzung um 11 Uhr

inutenZur Berathung ſteht der Antrag des Abgeordneten Frhrn
v Minnigerode

Die königliche Staatsregierung zu erſuchen im Bundesrathe
ihren Einfluß dahin geltend zu machen daß mit Rückſicht auf
die infolge des erheblichen Preisrückganges der Produkte be
drohten Lage der Landwirthſchaft eine Vorlage welche auf Er
höhung der landwirthſchaftlichen Schutzzölle gerichtet iſt dem
Reichstage baldigſt unterbreitet werden möge
Abg Frhr v Minnigerode begründet den Antrag Derſelbe

ſei nicht das Werk einer politiſchen Partei die Konſervativen
hätten nur den dringenden Wünſchen des Landes damit nach
gegeben Das Allgemeinwohl hängt mit dem der Landwirthſchaft
innig zuſammen Die Frage gehört auch hierher nicht blos in
den Reichstag Die traurige Lage der Landwirthſchaft iſt nicht
durch ſie entſtanden thöricht iſt der Ruf Mehr Bildung für
den Landwirth Solch ein Armuthszeugniß verdient der Stand
wahrhaftig nicht Namentlich in den letzten Jahren hat die land
wirthſchaftliche Entwickelung auch nach dieſer Richtung vieles ge
than Von der Bildung allein hat die Landwirthſchaft die Heilung
ihrer Schäden nicht zu erwarten Der zweijährige Verſuch der
Einführung einer internationalen Doppelwährung welcher der
unter der reinen Goldwährung ſchwer leidenden Landwirthſchaft
aufhelfen ſollte iſt geſcheitert als nächſtes Mittel bleibt nur
der Verſuch einer Erhöhung der landwirthſchaftlichen Zölle Wir
verlangen eine Erhöhung der Zölle für alle Körner und Hülſen
früchte ferner auf Mais ferner eine Erhöhung der Viehzölle und
ebenſo einen höheren Schmalzzoll Wir hoffen dabei auf die
Unterſtützung der Regierung und des Herrn Reichskanzlers derbei ſeinem eigenen großen Grundbeſitz die Kalamität der Land
wirthſchaft gewiß ſelbſt zu würdigen wiſſen wird Der Antrag
Schorlemer auf Tagesordnung ſiehe unten ſetzt mich um ſo mehr
in Erſtaunen als der Herr noch vor acht Tagen mit ſo großer
Wärme für die Landwirthſchaft eintrat Jetzt will er nur eine
platoniſche Ueberlaſſung an die Regierung Damit wird derGrundbeſitz nicht erhalten die Landvuth ſchaft nicht geſchützt

Angeſichts des Nothſtandes derſelben darf das Abgeordnetenhaus
nicht ſchweigen ſondern muß verlangen daß man der Noth durch
Erhöhung der Schutzzölle einen Riegel vorſchiebe Wir be
trachten es als unſer gutes Recht das Echo zu ſein für alle
Sorgen und Kümmerniſſe für alle Erwartungen und Hoffnungen
des Landes Unſer Antrag geht nur dahin und zielt nur ab auf
den Schutz unſerer heimiſchen Erde Beifall rechts

Die Abgg Frhr v SchorlemerAlſt und Genoſſen haben
e ſchon in der vorſtehenden Rede erwähnten Antrag ein

gebracht

Jn Erwägung und mit dem Vertrauen daß die Königl Staats
regierung in Erkenntniß der bedrohten durch die ausländiſche
Konkurrenz aufs Aeußerſte bedrückten Lage der Land wirthſchaft
der Frage durch welche Maßregeln dieſem Umſtande abzuhelfen
ſei insbeſondere auch ob und wann eine dem GeſammtJutereſſe
des Vaterlandes entſprechende Erhöhung der landwirthſchaftlichen
Schutzzölle anzuſtreben ſei fortgehend ihre wohlwollende ſorſame Beachtung zuwenden werde geht das Haus der Abgeor
neten über den Antrag der Abgg Frhr v Minnigerode und
Genoſſen zur Tagesordnung über

Es melden ſich elf Redner gegen acht für den Antrag
Frhr v SchorlemerAlſt Centrum Man kann die Frage

aufwerfen ob der Antrag Minnigerode jetzt opportun und ein
Druck auf die Regierung nöthig iſt indeß der Antrag iſt ein
gebracht und ich für meine Perſon freue mich darüber Bravo
rechts Der e iſt getragen von dem Wunſche dem Noth
ſchrei der landwirthſchaftlichen Bevölkerung Ausdruck zu verleihen
Die das leugnen wollen ſind mit der Geſinnung der landwirth
ſchaftlichen Bevölkerung nicht vertraut Der Antrag iſt auch ge
leitet von den Sympathien anderer Berufskreiſe die die gepreßte
Lage des Grundbeſitzes anerkennen und welche deren Rückwirkung
auf die geſammte vaterländiſche Produktion verſtehen und mit
fühlen Dann auch erſcheint der Antrag zu einer Zeit wo nie
mand daran zweifelt daß wenn das mit der Landwirthſchaſt ſo
weiter geht wir dann den ſchlimmſten und bedenklichſten Zeiten
für Geſellſchaft und Vaterland entgegengehen Daher bin ich der
Meinung nachdem der Gegenſtand hier einmal angeregt iſt
können wir uns demſelben gegenüber nicht ablehnend verhalten
und ich werde das am wenigſten für meine Perſon thun Jch
meine daß es ein gutes Recht war hier den Antrag zu ſtellen
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egangen worden und ſie dürften ſich durchaus nicht überſaligane Behandlung beſchweren Wenn man ihre Schmähſchriſt und daß formell nichts entgegenſteht daß wenn ein zuſtimmender



eben wird nach den Wünſchen der Antragſteller zu derfahr
o formell iſt der Antrag berechtigt ateriell wird die

Sache aber ſo liegen daß ein Erfolg nur dann im Reichs
t eintreten wird oder um es kurz auszudrückendaß der Herr Reichskanzler nur dann auf den Gedanken ein

ehen wird wenn im Reichstage eine Majorität für den Antra
cher geſtellt wird Das iſt unzweifelhaft Nun glaube ich da

demſelben Zwecke der Stimmung welche in landwirthſchaftlichen
Kreiſen herrſcht Ausdruck zu geben ebenſo entſprochen wird dur
die motivirte Tagesordnung die ich beantragt habe 34 habe

laubt daß vielleicht in dieſe mildere Form der Gedanke ge
er ſich eher einer Mehrheit hier im Hauſe z erfreuen

wird Jch habe es auch für nöthig gehalten etwas weiter
zu gehen Der Abgeordnete Frhr v Minnigerode hat geſagt
mein Antrag baſire lediglich auf dem Vertrauen zur Staats
regierung Ich bekenne daß ich das Vertrauen zum Miniſterfür die Kand wirthſchaft habe daß in keinem Falle er verſäumen

wird ſeine Schuldigkeit zu thun gegenüber ſeinen Verpflichtungen
ch bin der Meinung geweſen daß die Jnitiative in ſolchem
alle vor allem der Regierung zukommt und eigentlich kommt

der Antrag des Frhrn v Minnigerode auf daſſelbe hinaus denn
wenn er nicht das Vertrauen zur Regierung hätte daß dieſelbe
darauf eingehen wird ſo würde der ganze Antrag vergebens ſein
Von meiner Rede vom 27 April die der Frhr v Minnigerode
citirt hat hat er gerade die Worte fortgelaſſen auf die es hier
ankommt Damals habe ich nicht nur geſagt die Sache gehört
vor den Reichsetag ſondern habe dann weiter geſagt daß wir
einen feſten Schutz haben müſſen gegen die ausländiſche Kon
kurrenz Wenn man ſagt jetzt träte ich ſchüchtern auf ſo fragt
es ſich wer platoniſcher zur Regierung ſteht Hr v Minnigerode
oder ich Lachen rechts Ich ſtehe auf dem Standpunkte daß
ich ſage wenn ich glaube die Regierung handle richtig ſo greife
ich ſie nicht an und dränge ſie nicht wenn ich glaube das Gegen
theil ſei der Fall ſo thue ich in der Oppoſition nach Kräften
meine Schuldigkeit Jch will ausdrücklich bemerken da ich moti
virte Tagesordnung beantragt habe daß wenn dieſelbe abgelehnt
wird ich für meine Perſon für den Antrag Minnigerode ſtimmen
werde Bravo rechts Zur Sache ſelbſt will ich bemerken daß
ein erheblicher Rückgang in den landwirthſchaftlichen Verhält
niſſen eingetreten iſt Redner thut dies an einer längeren Reihe
ſtatiſtiſcher Zahlen dar Der gewaltigen ausländiſchen Konkurrenz
egenüber brauchen wir einen beſſeren Schutz als den bisherigen

ir arbeiten unter dem Selbſtkoſtenpreiſe die Leute gerathen
ohne Verſchuldung in Bankerott Nicht nur der Großgrund
beſitz iſt bei dieſer Noth betheiligt ſondern auch der Tagelöhner
und der induſtrielle Arbeiter Wem kommt denn zuguterletzt der
niedrige Preis der Lebensmittel zugute Dem Arbeitgeber oder
dem Arbeitnehmer Sehr richtig Nun ich will das hier nicht
weiter unterſuchen die Herren wiſſen das ja ſelbſt Da wir
früher keinen und dann nur einen niedrigen Schutzzoll gehabt
haben ſo konnte das Ausland bei ſeiner Maſſeneinfuhr leicht die
Preiſe auf das niedrigſte Niveau herabdrücken Sehr richtig
Für das was der Landwirth im Hauſe für ſich und ſeine Familie
verbraucht iſt der Preis welchen die Waare hat ganz gleich
Der Preis gilt nur für den Markt und da ſind wir allerdings
in der ſehr ſchlimmen Lage daß wir beinahe unter den Pro
duktionskoſten verkaufen müſſen Wenn der Nothſtand der Land
wirthſchaft ſo fort geht ſo muß das zu den ſchwerſten nationalen
Schäden führen und ich bitte Sie zum Schluß m nehmen
Sie meinen Antrag an oder aber wenn Sie das nicht wollen
ſo nehmen Sie den Antrag des Frhrn v Minnigerode an Leb
hafter Beifall

Miniſter für Landwirthſchaft Domänen u Forſten Dr Lucius
Jch bin zu der Erklärung berechtigt daß die Regierung die
ſchwere Kriſis in welcher ſich die Landwirthſchaft befindet in

Beſchluß des Hauſes erfolgt damit im d de Aregu

ſ

be

vollem Maße anerkennt und daß ſie nach wie vor entſchloſſen iſt
Maßregeln zu treffen die zur Beſeitigung der Schäden dienen
können daß ſie ſomit geneigt iſt mit einer angemeſſenen Er
höhung der landwirthſchaftlichen Zölle vorzugehen vorausgeſetzt
daß ſie die r des Bundesrathes und der Mehrheit des
Deutſchen Reiches findet M Dieſelben Rückſichten ſind
bisher ſchon maßgebend geweſen bei Einbringung der Zoll
vorlagen im Jahre 1879 und 1885 dieſelben Rückſichten werden
auch künftig maßgebend ſein Bei Einführung der landwirth
ſchaftlichen Zölle ſind finanzielle Bedenken nicht maßgebend ge
weſen Man hat damoels in erſter Linie den Schutz der
heimiſchen Landwirthſchaft vertreten Nun iſt aber nach acht
jährigem Beſtehen dieſer Zölle nicht zweifelhaft daß die Zölle
zwar finanziell ſehr günſtige Reſultate ergeben haben daß ſie
aber in Bezug auf Schutz der heimiſchen Landwirthſchaft nür in
geringem Maße gewirkt haben Sehr richtig Die finanziellen
Ergebniſſe ſind von 14 Millionen im Jahre 1885 für das Jahr
1886 auf 30 Millionen geſtiegen Wenn dieſe Thatſachen feſt
ſtehen ſo iſt ein günſtiges Ergebniß in der Wirthſchaftspolitik

der verbündeten Regierungen konſtatirt denn die Erträge kommen
jedenfalls den Steuerzahlern zugute inſofern als ſie eine Ent
laſtung auf anderen Gebieten bewirken Die Zölle haben auch
den günſtigen moraliſchen Effekt gehabt daß ſie der Land
bevölkerung das Vertrauen gegeben haben daß die verbündeten
Regierungen ihre Lage fortwährend im Auge haben Daß da
gegen die Preiſe eine Steigerung nicht erfahren haben ſondern
daß gerade das Gegentheil der Fall iſt iſt allerdings merk
würdig aber eine ganz unleugbare Thatſache Jch kann nicht
umhin den hier vorgebrachten Zahlen meinerſeits einige hinzu

ich will mich dabei auf Weizen und Roggen beſchränken
a dieſe beiden typiſch ſind für die Bewegung ſämmtlicher übrigen

Getreidepreiſe Und können wir merkwürdigerweiſe das
Faktum konſtatiren daß trotz dieſer Steigerung dieſe Preiſe
einen Stand haben wie es ſeit hundert Jahren oder überhaupt
noch nicht der Fall geweſen iſt gyu Jahre 1861 betrug der
Weizenpreis 221 die höchſten Weizenpreiſe waren 1872
264 M und 1867 258 M die niedrigſten 1864 159 M
Nach Einführung der Zölle iſt die Preisbewegung die folgende

1879 196 1880 219 1881 220 16882 ſant
zr auf 208 1883 185 1884 173 M und iſt imJahre 1885 alſo dem Jahre der Zollerhöhung von 1
auf 3 Mark pro Doppelcentner auf 162 Mark geſunken
Jm Kalenderjahre 1886 er weiter geſunken auf 157 Mark
und der Märzpreis pro 1887 ergiebt nur eine kleine Steigerung
die nicht entſcheidend ſein kann für das Jahr nämlich 161 e
Dieſer e gegenüber wird man unbeſtreitbar behaupten
können ie Einführung der Zölle zur Vertheuerung der
wichtigſten Nahrungsmittel nicht geführt hat Die Schwankungdes Hopfenpreiſes erklärt ſich 3 die Roggenpreiſe während zu

en Weizen bauenden Ländern die uns Konkurrenz machen in
den letzten Jahren Indien t iſt Jn dieſer Beziehung
verweiſe ich auf eine jüngſt erſchienene ſehr leſenswerthe Arbeit
von De Francke Acht Jahre deutſchen Getreidehandels von 1877
bis 1885 Der Miniſter verlieſt darauf die betr Stellen welche
namentlich die in den letzten Jahren geſteigerte Weizenausfuhr

s von 7 auf 15 Mill Doppel Centner betr Amerika
produzirt ſo viel Mais daß derſelbe ſtatt der Kohle zur Feuerung
benutzt wird Die Schwankungen der Roggenpreiſe ſind geringer

1861 154 1871 202 198 1878 alſovor Einfü der Zölle ſtand der Roggen auf 143 er ſtie
1879 piſo nach Einführung der Zölle auf 144 i880 au
193 1881 auf 202 M ſank dann wieder 1882 auf 161
17 5 147 blieb 1884 auf 147 M und fiel 1885 ſogar auf

Nach Einführung der erhöhten Zölle iſt aber auch hierrn der Jahrbuch ſtenicht ein Steigen eingetreten ſonde
das Kalenderjahr 1886 ſtellt ſich auf 194 und der März
durchſchnittspreis pro 1887 für Berlin 124 M Es hat alſo auin dieſer wichtigen Produktion ein eng ſtattgefunden ſog
g ſind die Mehlpreiſe im kleinen Marktverkehr Weizen

J koſtete 1876 pro kg 40 Pf 1885 32 Pf 1886 30 Pf
alſo netto 25 h weniger als 1876
31 Pf 1886 25 Pf Nicht blos für die

ſprochen daß eine

1876 we duktion haben S Rechten eiſondern auch für die ausländiſche manifeſtirte ſich e Weh Lechts Na zur n

ſtete 1976 89 Pf er koſtet jetzt 54 Pf Javakaffee 1876 29t Pf
letzt 228 Pf trotz des nicht unerheblichen Kaffeezolls vom Jahre

z Daſſelbe wiederholt ſich bei Schweineſchmalz alſo en

a rungsmittel das beſonders den unteren Volksklafſen zugute
kommt wo man bei Einführung des Schmalzzolles beſonders
ängſtlich war 1876 koſtete daſſelbe 1837 Pf 1886 166 Pf Alſo
auch hier hat keine Vertheuerung ſondern ein Preisrückgang
latzgegriffen Und ebenſo iſt es mit Zucker und Spiritus DasFran iſt alſo leicht zu machen daß die Reinerträge aus der

ch Landwirthſchaft in demſelben Maße geſunken ſein müſſen Jn
welchem Maße ein Sinken der Preiſe ſtattgefunden hat geht aus
wei Berichten hervor die mir hier vorliegen Jch will Jhreu be geh mit zuviel Material beſchweren aber einige

aten möchte ich Jhnen dennoch geben Zuvörderſt handelt es
ſich um einen Vereinsbericht über den Zuſtand der Handelskultur
in Weſtpreußen Danach iſt denn in der Danziger und Königs
berger Niederung in den Jahren 1881 85 der Weizen volle 30Proz im Preſſe zurückgegangen hört hörth der Roggen

von 184 M auf 139 ebenſo hat Spiritus einen ſehr er
heblichen Rückgang erfahren Wolle welche im Jabre 1881
mit 156 M bezahlt wurde galt 1885 nur 115 M Desgleichen
iſt Zucker von 32,70 auf 23,70 M herabgegangen Dieſe Zahlen
ſagt der Verein ſind der ſprechendſte Beweis für die Nothlage
der Landwirthſchaft Nun meine Herren macht ſich dieſer Preis
druck in der ganzen Monarchie geltend aber er wird ſich noth
wendiger Weiſe mehr in den öſtlichen Provinzen fühlbar machen
als in den weſtlichen welche eine hochentwickelte Jnduſtrie haben
Ebenſo werden ihn die ſchuldenfreien Beſitzer weniger empfinden
als diejenigen deren Güter bereits erheblich verſchuldet ſind und
ferner wird er die Großgrundbeſitzer bedeutend mehr drücken
als die kleinen Bauern Der Vereinsbericht von 1885 konſtatirt

Folgendes Jch ſchicke voraus es iſt eine Wirthſchaft mittlerer
Größe J die gut bewirthſchaftet worden iſt und wo
auch die Bücher ordnungsmäßig und genau geführt worden ſind
Dort beträgt der Ausfall beim Verkauf des Weizens nach fünf
jährigem Durchſchnitt 2900 M Sehr bedeutend iſt der Preis
ausfall an Butter Dieſelbe galt im Jahre 1882 128 1883
nur 119 1884 114 1885 war ſie bis auf 109 M ge
ſunken und im Jahre 1886 iſt ſie bereits bis auf 102 M zurück
gegangen Dies iſt ein Rückgang von 26 M oder um 20 Proc
pro Centner Daß dieſe Rückgänge m von außerordentlich
tief einſchneidender Wirkung für die Landwirthſchaft ſind liegt
auf der Hand Es iſt deshalb nicht mehr als billig dieſe Butter
preiſe wenigſtens vor einer unreellen und unanſtändigen Kon
kurrenz zu ſchützen Sehr richtig Bravol Ich überſehe ja bei
dieſem Nothſtande der Landwirthſchaft und bei dem guten Willen
ihn zu beſſern gar nicht daß der Landwirth nicht nur Produ
zent ſondern auch Konſument iſt und daß ihm dieſe niedrigen
Preiſe in gewiſſer Beziehung durch Billigkeit der Düngungs
mittel der landwirthſchaftlichen Maſchinen und Geräthe c
auch wieder zugute kommen Hierzu kommt die Herabſetzung
des Zinsfußes von welcher wie ich mit Genugthuung konſtatiren
kann faſt alle Landſchaften Gebrauch gemacht haben Jm All
gemeinen auch iſt der Zinsfuß von 5 bis 3 Proz zurückge
gangen was immerhin doch ſehr erheblich zu nennen iſt Trotz
dem können wir das Fazit ziehen daß die reinen Einnahmen
um 25 Proz zurückgegangen ſind Hört Hört Dieſer Rück
gang iſt genügend um alle diejenigen Exiſtenzen in Frage zu
ſtellen welche über die Hälfte in ihrem Beſitz verſchuldet ſind
Dieſen werden auch weder erhöhte Zölle noch Staatshülfe zu
helfen vermögen Hört Hört Die andern aber zu ſchützen
dazu iſt wie ich ſchon geſagt die königl Staatsregierung
entſchloſſen Der Abg v Minigerode hat heute ausge

erhebliche Steigerung der Viehzölle
ſehr günſtig wirken würde Jch bin dieſer Meinung
nicht Die Zahlen die hier zugrunde gelegt werden ſind für den
Jmport als viel zu hoch d h im Werthe zu hoch geſchätzt
Außerdem aber iſt der Jmport beim Vieh überhaupt nicht gerade
erheblich Die Einfuhr von Pferden betrug im Jahre 1880
54,000 Stück und 1885 76,000 Stück im Werthe von 49 und
63 Millionen Mark Jm letzten Jahre hat die Einfuhr
69,000 Pferde betragen
lichen Werth des importirten Pferdes auf 1000 M geſchätzt was
entſchieden ein viel zu hoher iſt da vielfach auch ganz billige
Pferde für 10 und 15 Thlr importirt werden Es wird deshalb
eine Erhöhung des Einfuhrzolles für Pferde von gar keiner Be
deutung ſein Mit dem Rindvieh verhält es ſich ganz ähnlich
Hier beſchränkt ſich der Transport auf die weſtlichen Grenzen
da die öſtlichen ſeit einer Reihe von Jahren geſperrt werden
mußten Die Einfuhr kommt alſo nur aus der Schweiz Holland
England und in geringem Maße auch aus Frankreich Da ſind
denn eingeführt in den genannten Jahren 102,000 217,000 Stückim Werte von 350 Millionen Mark Dieſer Jmport iſt aber
von gar keinem Belang unſerm heimiſchen Viehſtande gegenüber
welcher nach der Zählung von 1883 15,786,000 Stück beträgt
Außerdem jedoch bedürfen wir der Veredelung durch beſſeres
Blut und zwar nicht blos durch männliches ſondern auch durch
weibliches Vieh Alſo auch hier iſt der Zoll welchen ja der
Züchter tragen kann von keiner Bedeutung Mit dem Zuchtvieh
verhält es ſich ebenſo da iſt der Export um 13 Millionen höher
als der Jmport Die einzige Viehgattung wo der Jmport von
nur einiger Bedeutung iſt ſind die Schweine wo der Jmport
ſich von 555,000 auf 1,167,000 Stück bewegt 1882 hatte er das
Maximum erreicht Der Export beträgt zwiſchen 94,000 und
502000 Stück Bei Schafen iſt der Jmport ebenfalls ſehr ge
ſunken von 1,736,000 iſt er 1885 bis auf 114,840 Stück zurück
geggrgen und auch hier würde eine Zollerhöhung ohne jeden

utzen ſein Nach allem dieſen muß ich mich dahin reſumiren
daß die königl Staatsregierung geneigt iſt dem Nothſtande der
Landwirthſchaft durch eine Zollerhöhung da wo dieſelbe von
Nutzen iſt entgegenzutreten Dazu aber bedarf die königl Staats
regierung der Mithilfe der Häuſer des Landtages und auch
ſpeziell der des Reichstages Daß ſie dieſe finden möge das
wollen wir wünſchen Beifall

Abg Graf Kanitz konſ Jch ſpreche zunächſt der Staats
regierung meinen Dank für den Ausdruck des ſoeben bethätigten
warmen Intereſſes für die Landwirthſchaft aus Meine Aus
fübrungen die ich jetzt machen will hätte ich ſchon bei einerfrüheren Debatte gemacht wenn nicht die Herren v Neumann
v Dziembowski und Seer ihre Scheere an den Faden der Debatte
elegt hätten Heiterkeit Nachweislich iſt der Jmport von
ieh aus ntrett und Oeſterreich geſtiegen dagegen der Export

dahin dank den erhöhten Einfuhrzöllen in jenen Ländern zurück
gegangen Wir verlangen nur die Herſtellung normaler Vieh
preiſe Das Sinken der Viehpreiſe iſt gleichbedeutend mit dem
Sinken der Viehzucht es iſt alſo eine dringende Aufgabe der Re
ging dieſe Preiſe nicht zu tief ſinken zu laſſen Aber es iſt
auch Eile nothwendig denn wenn wir mit der Erhöhung derSchutzzölle warten ſo wird der ehe in der Zwiſchen
zeit die Wirkungen der Erhöhung illuſoriſch machen daher bitte

i c S öhung der Zölle noch in dieſem Jahre vorzugehen
eifall rechts
Abg v SauckenTarputſchen dfr Wenn man die Er
un der Zölle in demſelben Sinne auffaßt wie der Herr

Niniſter daß dieſe Erhöhung alſo einen Rückgang der Preiſe mit
ich gebracht hat ſo könnte man dem Antrage Minnigerode zutimmen Die Abſicht hat der Antrag aber nicht derſelbe wünſcht
vielinehr eine ſo igroße Erhöhung daß ein weiterer Rückgang
nicht erfolgt vielmehr eine Steigerung ſtattfindet Man will die

eiſe nothwendiger Lebensmittel ſo ſteigern daß die Landwirth
chaft beſtehen kann Sehr richtig rechts Die Landwicthe

wollen alſo einen Zuſchuß zu ihrem Betriebe aus dem Beutel der
armen Leute Lärm rechts Beifall links Der aus den all
gemeinen Wahlen egangene Reichstag vertritt die Mehr
zahl der Brot und Fleiſcheſſer Dieſe Körperſchaft kann alſo
einer dauernden Preisſteigerung dieſer Lebensmittel nicht zuſtimmen

enn vicht ein Nothſtand vorhanden iſt Aus dieſen Grunde
einen Nothſtand proklamirt Unruhe

meiner Meinung jeder Landwirth ein ge

b

Man hat dabei aber den durchſchnitt l

borener Freihändler ſein Oho rechts Keinen Gewerbszweig
kann man mehr ſchädigen als es durch das wüſte Treiben der
agrariſchen Agitatoren mit der Landwirthſchaft geſchieht

gg rechts Keinen Gewerbszweig ſchadet man mehr als
durch fortgeſetzte Bankerott Erklärung Die überſchuldeten Wirth
ſchaften ſind nicht mehr zu retten die verſchuldeten Beſitzer müſſen
durch weniger Verſchuldete erſetzt werden Lachen rechts Die
Wohlthaten bekommen vorzugsweiſe die Latifundien und großen
Gutsbeſitzer zahlen muß dazu jeder Jch wundere mich daß
nicht noch mehr Subhaſtationen ſtattfinden bei Jhrer fortwähren
den Diskreditirung der Landwirthſchaft Der Kredit wird ja
zur Jhr Geſchrei geradezu h gerichtet Die Nothlage
der Landwirthſchaft erkenne ich mit dem Herrn Miniſter an aber
verlaſſe man ſich nicht auf Staatshilfe allein Die Bahn frei

des Staates im weiteren aber iſt die Selbſthilfe am Plätze
Der Antrag hat lediglich agitatoriſchen Werth aber Sie haben ſich
in den unteren Schichten dadurch nicht genützt ſondern geſchadet
Der Landwirth muß dazu angehalten werden die Einflüſſe der
Witterung Mißernten u ſ w ruhig zu ertragen das verhindern
Sie durch Jhr Anrufen der Staatsbilfe Die Aufgabe der
jüngeren Landwirthe iſt augenblicklich zunächſt das einjährige
Zeugniß zu erlangen dann in ein Kavallerieregiment einzutreten
und ſpäter auf eine Akademie zu gehen und Corpsſtudent zu
werden Lachen rechts Beifall links Die Praxis der Land
wirthſchaft tritt ganz in den Hintergrund Aber Sie zur Rechten
bleiben in Jhrer Agitation nicht ſtehen Die Doppelwährung
brauchen Sie als neueſtes Agitationsmittel Die armen Leute
die nichts davon verſtehen ſucht man zu Unterſchriften zu be
wegen dann kommt man hierher und ſagt So denkt das Volk
M H Gur Rechten wir wiſſen wie s gemacht wird Große
Heiterkeit rechts Rufe Sehr wahr Jhre Agitition unter
ſcheidet ſich nicht von der ſozialdemokratiſchen Sie ſagen wenn
der Staat uns nicht hilft werden wir ſtaatsfeindlich Solche
Agitation iſt nicht mehr konſervativ ſie iſt demagogiſch Jch
bitte Sie im Jntereſſe unſeres gemeinſamen Erwerbes laſſen Sie
ab von Jhren Agitationen Lebhafter Beifall links Ziſchen
rechts

Vicepräſident Frhr v Heereman Jch ſetze voraus Herr
v Saucken daß Sie das Wort demagogiſch nicht auf ein Mit
glied des Hauſes angewandt haben

Der genannte Abgeordnete verneint dieſe Frage
Abg Weſſel freik dankt dem Abg v Minnigerode für

ſeinen Antrag der dem Miniſter Anlaß zu ſeinen Erklärungen
gegeben habe und dem Miniſter für dieſe Erklärungen Die Mehr
n der Partei des Redners werde für den Antrag Minnigerode

immen
Abg Dr Windthorſt Jch ſtehe auf dem Boden der Reſolu

tion v Schorlemer ich bin gegen den Antrag Minnigerode weil
er z unbeſtimmt iſt und gar keine t für die Erhöhungen
giebt Den Nothſtand der Landwirthſchaft erkenne ich an Die
Noth iſt r e wir hier unendliche dauernde Aus
gaben bewilligen Große Maſſen der Bevölkerung ſind durch die
Schutzzölle in eine bedenkliche Lage verſetzt namentlich wenn der
Roggen dadurch theurer wird Daher iſt die Frage nach allen
Seiten zu prüfen Wenn die Regierung ſolche Anträge bringt
wird man dieſe Prüfung im Reichstage vornehmen können Jch
will die Verantwortung für ſolche Ankräge nicht tragen ſondern
weiſe dieſe Verantwortung der Regierung zu Stimmen Sie da
her dem Antrage Schorlemer zu Angeſichts der Erklärung des
Herrn Miniſters hätte ich erwartet daß Herr von Minnigerode
ſeinen Antrag zurückgezogen hätte derſelbe hat ja jetzt r keinen
Zweck mehr Jch beantrage daher angeſichts dieſer Erklärung
über den Antrag zur Tagesordnung überzugehen

Abg Mooren erklärt ſich unter großer Unruhe des Hauſes
für den Antrag v Minnigerode Nicht die Agitatoren bearbeite
ten die Bauern ſolche Anträge zu unterſchreiben ſondern umge
kehrt die Abgeordneten werden von den Bauern für dieſelben
bearbeitet Nicht die ſtaatsfeindlichen Elemente betreiben die
Agitation ſondern ren ſtaatserhaltenden Redner bittet
c Nothſchrei der Landwirthſchaft nicht ungehört verhallen zu
aſſena Frhr v SchorlemerAlſt zieht infolge des modifizirten

Antrages Windthorſt den ſeinigen zurück
Abg Hobrecht nat lib Jch halte es für unrecht auf die

Ceraketiſche Thätigkeit des Reichstages durch Beſchlüſſe der
kinzellandtage einzuwirken Letztere dürfen keinen Druck auf die
Organe des Reiches ausüben namentlich nicht in dem größten
Staate des Deutſchen Reiches Die Stellung der preußiſchen
Regierung zum Bundesrath iſt anderweitig beſtimmt Erſt durch
die Geſammtheit des Staatsminiſteriums wird die Bundesver
tretung mit dem Eintreten für ein Geſetz beauftragt Der
Präſident des Staatsminiſteriums hat es doch an Rückſicht für
die Landwirthſchaft nicht fehlen laſſen und auch der Reichstag
wird ſich durch Beſchluß nicht beſtimmen laſſen Ueber
das geſammte Zollweſen disponirt der Reichstag er wird das
Einmiſchen der Einzellandtage nicht gern ſehen Unſerm Land
tage mangelt die Legitimation die vielleicht noch entbehrt werden
könnte wenn der Reichstag nicht noch zuſammen wäre er wird
in den nächſten Tagen Geſetze berathen die von größtem Jntereſſe
für die Landwirthſchaft ſind Jn ſolchem Augenblicke iſt eine
Mahnung nicht angebracht und es iſt nicht klug mit neuen um
faſſenden Anträgen hervorzutreten Bisher ſind wir jedem
Konflikt mit den Reichsinſtitutionen entgangen Jeder KHonflikt
wird ſchon durch den perſönlichen Einfluß der Gründer im Keime
erſtickt Aber dieſer perſönliche Einfluß wird aufhören und wir
müſſen uns hüten für die Zukunft ein ungünſtiges Beiſpiel zu
geben Wir müſſen die Kompetenzen der geſetzgebenden Organe
ſtreng inne halten Jm Intereſſe der Sache bitte ich Sie und
aus den angegebenen nationalpolitiſchen Gründen bitte ich Sie
den Antrag v Minnigerode abzulehnen Jch werde dem Antrage
Windthorſt beiſtimmen

Es werden einige Schlußanträge eingebracht

zur einfachen Tagesordnung überzugehen
Nach der Geſchäftsordnung iſt aufgrund dieſes Antrages die

Debatte unterbrochen es wird hiernach nur ein Redner für und
einer gegen den Antrag auf einfache Tagesordnung zugelaſſen

er den Antrag auf einfache Tagesordnung nimmt das Wort
bg Rickert Es iſt ein unerhörter Vorgang daß man wenn

es ſich um Lebensfragen der Nation handelt uns hier das Wort
abſchneiden will Lärm rechts Die Erklärung des Miniſters
kommt mir nach ſeinen früheren Ausführungen ſehr überraſchend
aber die Meinungsänderungen gehen ja heute ſchnell Glauben
Sie nicht m daß es ſchwer hält mich bei dem koloſſalen
Materxial welches mir rig zu einer ein bis andert
halbſtündigen Rede zu reizen Es wird eine Zeit kommen wo
man die Leichtlebigkeit um kein Wort zu gebrauchen welches
mir einen Ordnungsruf eintragen könnte mit welcher Sieüber ſo tief einſchneidende vitale Intereſſen der Nation hinweg

ehen anders beurtheilen wird Lachen rechts Ja m Jchz von dem Ernſte der Volksvertretung eine andere Anſicht

Nicht einmal eine ziffermäßig erſtattete Debatte laſſen Sie
bei einer derartigen Lebensfrage der Nation zu Sie ſagen die
Thatſachen ſind notoriſch Schluß der Debatte und ſind zufriedenmit der Exklärung des Mini ters Warum wird uns denn nicht
mehr der Rechenſchaftsbericht des landwirthſchaftlichen Miniſte
riums zugängig gemacht Wahrſcheinlich ſtehen Thatſachen da
rin die den Herrn unbequem ſind Und Sie m H echts
machen ſich die Arbeit ſehr leicht Sie faſſen einfache Beſchlüſſe
unbekümmert um die Verantwortung welche Sie dem Lande und
den Wählern ſchuldig ſind Nun wir links ſind ja ohnmächtigSeien Sie zufrieden mit der Erklärung des Herrn Miniſters
und überlaſſen Sie es dem andern Ende der Leipziger Straße
von dem die Ernte einzuheimſen was Sie Hier ſäen

Miniſter Dr Lucius Jch möchte vur in einem Punkte dem
Herrn Vorredner antworten Es iſt ja ſehr ſchmeichelhaft daß
der land wirthſchaftliche Bericht in dieſem hohen Hauſe ein ger
Jntereſſe erweckt hat Jch kann die Herren welche ſi afür

machen zur Entwickelung der Arbeitskraft das iſt die Aufgabe

Abg Rickert dfr beantragt über den Antrag v Minnigerode

e r
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terefſiren durchaus getrhigen G t
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in
ttung dieſer Berichte an Se Ma aufzugeben Debie ékarhge ch umfaßte die Jahre Pr galt r nächſte

cher 1884 1886 umſchließen ſoll wird Ende dieſes Jahres er
inen können Jch bin nun darüber zweifelhaft gewörden ob

dem großen gegen mienae ad Berichte an Materia
wonnen haben es nicht zweckmäßig i B
zu etabliren und aus dieſem Bericht das rein ſtatiſtiſche Material
welches einen großen Umfang t ganz auszuſcheiden und beieinem vier oder fünfſährigen Cytkus einfach nur die allgemeine
Seite der Frage hervorzukehren Der eigentliche Geſichtspunkt iſt
dabei daß es mir zweifelhaft erſcheint ob bei der Arbeitslaſt die
dem landwirthſchaftlichen Miniſterium neuerdings durch die preußi
ſche Agrargeſetzgebung Einführung des Anſiedelungsgeſetzes Ein
ührung der Krankenverſicherung auf die Landwirthſchaft und ſo
ort zugefallen iſt dieſer Zuwachs an Arbeit von mir und meinen
äthen wird ſo zeitig bewältigt werden daß wir noch in dieſem

Jahre an die Arbeit gehen können Seien Sie alſo beruhigt wir
geben dieſe Berichterſtattung nicht auf ſie wird fortgeſetzt und ich
werde mich derſelben Objektivität befleißigen die in der früheren
ich ausdrückte und weder eine abfällige noch eine lobende Kritik
ie der frühere Bericht gefunden wird mich dabei in irgend einer

Weiſe beeinfluſſen Bravo
Abg Reichenſperger Centrum Gegen den Uebergang zur

einfachen Tagesordnung Jch ſpreche gegen die einfache Tages
ordnung für die ich gar keinen Grund ſehe auch in dem Sinne
wie der Herr Vorredner um noch einige ſachliche Ausführungen
egen den Antrag von Minnigerode zu machen Der Antrag
teht nicht auf dem Boden des richtigen Schutzzolles der zu

gunſten der Geſammtheit wirkt ſondern auf dem des Agrarier
thums welches eine einzelne Klaſſe bevorzugen will Sie zur
Rechten beklagen ſich über die Belaſtung des Grundeigenthums
Warum ſtellen Sie nicht den Antrag die maßloſe Steuer welche
auf dem Grundbeſitz ruht die II prozentige Grundſteuer zu be
ſeitigen oder zu ermäßigen Warum verlangen Sie nicht eine
Verſchärfung der Wuchergeſetze Denn der Wucher iſt doch eine
der Hauptkalamitäten auf landwirthſchaftlichem Gebiete Jch er
kenne den Nothſtand der Landwirthſchaft an aber ich meine daß
auch das Fehlen der alten Einfachheit und Sparſamkeit der Land
wirthe mit daran ſchuld iſt Jn meiner Gegend ſpricht man
jetzt ſchon von Glacéhandſchuhbauern Heiterkeit Die weiteren
Ausführungen des Redners bleiben bei der immer mehr zu
nehmenden Unruhe im Hauſe auf der Tribüne unverſtändlich

Ueber die einfache Tagesordnung wird um 3 Uhr zur
namentlichen Abſtimmung geſchritten

Der Antrag Rickert auf einfache Tagesordnung wird mit 283
gegen 62 Stimmen abgelehnt Dafür ſtimmen nur Freiſinnige
und ein Theil der Nationalliberalen

Die Debatte über den Antrag Minnigerode wird nunmehr auf
Antrag der Abg Jäckel von Neumann und Seer geſchloſſen

Zur Geſchäftsordnung erklärt
Abg Dr Arendt freikonſ daß er durch den Schluß der De

batte daran gehindert worden ſei dem Abg v Saucken auf ſeine
Angriffe auf die Doppelwährung zu erwidern und nachzuweiſen
wer wüſte Agitation getrieben habe

Abg Magdzinski Pole erklärt namens ſeiner Partei daß
er für den Antrag v Minnigerode ſtimmen werde

Perſönlich bemerkt
Abg v Below Saleske konſ daß er dem Abg v Saucken

für den Jmmortellenkranz fortſchrittlicher Phrafen danke und ſeine
Da en nächſten Wahlen veröffentlichen werde Große

eiterkeit
Abg Freiherr v Minnigerode erklärt nachdem ihm das

Schlußwort als Antragſteller gegeben war daß durch die Aus
führungen des Herrn Miniſters die Königliche Staatsregierung
werde die Initiative in dieſer Angelegenheit in die Hand nehmen

n Antrag gegenſtandslos geworden ſei und ziehe er denſelben
eshalb zurück Er wünſche nur daß die Zuſagen r Miniſters

baldigen praktiſchen Exfolg haben möchten Beifall rechts
Nächſte Sitzung Freitag 11 Uhr TagesOrdnung Vertrag

mit Waldeck Nachtragsetat Kreistheilung in Poſen und Weſt
preußen

Schluß gegen 4 Uhr

m

Die neue Branntweinſtener Vorlage
Der vom Bundesrathe beſchloſſene Branntweinſteuerentwurf

iſt am Donnerstag im Reichstage eingegangen und hat folgen
den Wortlaut

Wir Wilhelm von Gottes Gnaden Deutſcher Kaiſer
König von Preußen c

verordnen im Namen des Reichs nach erfolgter Zuſtimmung des
Bundesraths und des Reichstags was folgt

Erſter Abſchnitt
Verbrauchsabgabe

81
Branntweinſteuergemeinſchaft hergeſtellte

Branntwein unterliegt vom 1 April 1888 ab einer Verbrauchs
abgabe und zu dieſem Zweck der ſteuerlichen Kontrolle

Die Verbrauchsabgabe beträgt von einer Geſammt Jahres
menge welche 42 Liter reinen Alkohols auf den Kopf der bei
der jedesmaligen letzten Volkszählung ermittelten Bevölkerung des
Gebietes der Branntweinſtenergemeinſchaft gleichkommt 0,50 M
für das Liter reinen Alkohols von der darüber hinaus hergeſtellten
Menge 0,70 M für das Liter reinen Alkohols

Die Geſammt Jahresmenge von welcher
Abgabeſatz zu entrichten iſt ſowie der Betrag des niedrigeren

b gabeſaßes ſelbſt ſollen alle drei Jahre einer Reviſion unter

on der Verbrauchsabgabe befreit und bei Feſtſtellung
r Vorſtehenden maßgebenden Jahresmenge außer

1 Branntwein welcher ausgeführt wird
2 Branntwein welcher zu gewerblichen Zwecken einſchließlich

der Eſſigbereitung zu Heil zu wiſſenſchaſtlichen oder zu
eizungs oder Belenchtungszwecken verwendet wird nach näherer
eſtimmung des Bundesraths

82
ür die einzelnen am 1 April 1887 bereits vorhanden ge

weſenen Brennereien wird die Jahresmenge Branntwein welche
I 5 dem Abgabeſatze von 0,50 M für das Liter reinen

lkohols herſtellen dürfen nach dem Durchſchnitt der von ihnen
in den Etatsjahren 1881/82 bis 1885/86 gezahlten Steuerbeträge
bemeſſen wöbei jedoch die Steuerbeträge der Hefenbrennereien
nur zur Hälfte die der ſonſtigen Getreidebrennereien nur zu drei
Vierteln in Anſatz kommen

Für Hrennereien welche am 1 April 1887 zwar vorhanden
waren aber in den Etatsjahren 1881/82 bis 1885/86 einen regel
mäßigen Betrieb nicht gehabt haben oder welche am 1 April
1887 erſt in der Herſtellung begriffen waren wird die Jahres
menge Branntwein welche ſie zu dem Abgabeſatze von 5,50 M

dem Umfange ihrer Betriebsanlagen enterſtellen dürfen nach
prechend bemeſſen

Nach Ablauf von je drei Jahren wird für die einzelnen bisher
denn Vrenner en und für die inzwiſchen entſtandenen land
wirthſchaftlichen 5 38 Ia oder Materialſteuer entrichtenden
Brennereien die Jahresmenge Branntwein welche ſie zu dem
niedrigen Abgabeſaße herſtellen dürfen nach Verhältniß der von
ihnen in den e drei Jahren hergeſtellten Branntweinmengen
nen bemeſſen Hrennereien welche dann noch nicht drei Jadre
im Betriebe ſind oder während der letzten drei Jahre einen
regelmäßigen Betrieb nicht gehabt haben ſind hierbei nach dem
Umfange ihrer Betriebsanlagen entſprechend zu berückſichtigen

Landwirthſchaftliche Brennereten welche nach dem April 1887
in gewerblſche 90 1 Abſ umgewandelt wurden dürfen

Der im Gebiete der

der niedrigere

in meiner wigt

an längere Berichtsperiode d

7

tzuniwein zu dem miedrigeren Abgabeſatze nicht mehr her
tellen
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Die Verbrauchsabgabe iſt zu entrichten ſobald der Brauntwein
aus der ſteuerlichen Kontrolle in den freien Verkehr tritt

Zur Entrichtung der Abgabe iſt derjenige verpflichtet welcher
en Branntwein zur freien Verfügung erhält
Dem Steuerpflichtigen kann die Abgabe gegen Sicherheit ge

ſtundet werden
8 4

In den Brennereien ſind nach nitwer nes der Steuer
behörde mit dem Deſtillirapparat in feſter Verbindung ſtehende
Sammelgefäße aufzuſtellen in welche der geſammte gewonnene
Branntwein geleitet wird ſowie alle ſonſtigen Einrichtungen 4
treffen welche die Steuerbehörde zur Sicherung gegen heimliche
Ableitung oder Entnahme von alkoholhaltigen Dämpfen Lutter oder
Branntwein für erforderlich erachtet

Der Deſtillixapparat die Sammelgefäße und die denſelben ver
bindenden Röhrenleitungen ſind in der Regel dergeſtalt unter
amtlichen Verſchluß zu nehmen daß eine heimliche Ableitung oder
Entnahme von alkoholiſchen Dämpfen Lutter oder Branntwein
aus denſelben nur mittelſt einer äußere Spuren hinterlaſſenden
Gewalt erfolgen kann Die Räume in welchen die Sammelgefäße
Aufſtellung finden müſſen den Anforderungen der Steuerbehörde
entſprechen und ſind erforderlichenfalls von derſelben unter Mit
verſchluß zu ſetzen

g 5

In Fällen in welchen die Einrichtung geeigneter Räume zur
Aufſtellung von Sammelgefäßen nicht oder nur mit unverhältniß
mäßig hohen Koſten möglich iſt kann die Steuerbehörde anſtelle
der Sammelgefäße die Benutzung eines zuverläſſigen in feſter
Verbindung mit dem Deſtillirapparat und unter ſicherndem amt
lichen Verſchluß ſtehenden Meßppparats geſtatten welcher die
Menge oder Stärke des aus dem Deſtillirapparat fließenden
Branntweins fortlaufend anzeigt oder die ſpätere amtliche Er
mine der Stärke durch Zurückbehaltung von Proben er
möglicht

s 6
Der Steuerbehörde bleibt vorbehalten in beſonderen Fällen

die Aufſtellung eines Meßapparats neben Beibehaltung der
Sammelgefäße anzuordnen vder die Mindeſtmenge des zu
ziehenden reinen Alkohols im voraus bindend feſtzuſetzen oder
eine Brennerei unter dauernde amtliche Ueberwachung zu ſtellen

8 7
So lange den Anforderungen der Steuerbehörde in Bezug auf

die in den 88 4 bis 6 bezeichneten Einrichtungen nicht Genüge
geleiſtet worden kann die Steuerbehörde den Betrieb der Brennerei

unterſagen 86
Die Koſten für die erſtmalige Anſchaffung der Sammelgefäße

der Meßapparate der Ueberrohre und der Kunſtſchlöſſer trägt
die Branntweinſteuergemeinſchaft

8 9

Wenn der Brennereibetrieb unterbrochen oder ein amtlicher
Verſchluß oder einer derjenigen Theile der Brennereigeräthe ein
ſchließlich der Sammelgefäße und des Meßapparats aus welchen
eine heimliche Ableitung oder Entnahme von alkoholhaltigen
Dämpfen Lutter oder Branntwein möglich iſt verletzt wird ſo
iſt dies mit Beachtung der dieſerhalb zu erlaſſenden näheren An
ordnungen ſogleich der Steuerbehörde anzuzeigen

Falls infologe einer ſolchen Verletzung ein Zugang zu dem
Alkohol geſchaffen oder ein Ausſtrömen deſſelben herbeigeführt
oder die regelmäßige Thätigkeit des Meßapparats beeinflußt wird
ſo iſt gleichzeitig der Betrieb einzuſtellen Das Gleiche gilt bei
jeder anderen in der regelmäßigen Thätigkeit des Meßapparats
eintretenden Störung

Die Steuerbehörde nimmt nach Befinden eine Unterſuchung
vor und ordnet die zur Sicherheit des Steuerintereſſes erforder
lichen Maßnahmen an

8 10
Der erzeugte Branntwein iſt in der Brennerei von der Steuer

behörde nach Menge und Stärke feſtzuſtellen und verbleibt unter
ſteuerlicher Kontrolle bis er zur Ausfuhr oder behufs Verwendung
zu gewerblichen c Zwecken abgefertigt oder bis die Verbrauchs
abgabe gezahlt oder geſtundet wird

Bleibt in den Fällen in welchen ein Meßapparat benutzt wird
oder die Mindeſtmenge des zu ziehenden reinen Alkohols amtlich
feſtgeſetzt worden iſt 58 5 und die nach Abſatz 1 feſtgeſtellte
Menge reinen Alkohols hinter dem aufgrund der Anzeige des
Meßapparats oder der amtlichen Feſtſetzung ermittelten Soll
beſtand zurück ohne daß der Brennereibeſitzer der Steuerbehörde
einen genügenden Grund hierfür glaubhaft nachweiſen kann ſo
hat er für die Fehlmenge den ihr entſprechenden Betrag der
Verauchsabgabe zu erlegen Der unter gewöhnlichen Verhältniſſen
durch Verdunſtung entſtehende Abgang an Alkohol iſt von dem
Sollbeſtand in Abrechnung zu bringen

Sofern eine weitere Aufbewahrung des unter ſteuerlicher
Kontrolle ſtehenden Branntweins erforderlich wird hat der Jn
haber des Brannkweins die Aufnahme deſſelben in eine für ün
verzollte Waaren beſtimmte oder mit Bewilligung der Steuer
behörde ausſchließlich für dieſen Zweck eingerichtete öffentliche
oder unter amtlichem Mitverſchluß ſtehende Privatniederlage zu
bewirken Das Nähere hierüber beſtimmt der Bundesrath Der
ſelbe hat insbeſondere auch die Bedingungen und Kontrollen feſt
zuſtellen unter welchen unter ſteuerlicher Kontrolle ſtehender
Branntwein außerhalb der Lagerräume gereinigt oder zum Zwecke
der Ausfuhr weiterer Bearbeitung unterworfen werden darf

8 11

Für diejenigen Brennereien welche in einem Betriebsjahre
nicht mehr als 1500 hl Bottichraum bemaiſchen oder welche nur
Abfälle der eigenen Biererzeugung verwenden oder lediglich nicht
mehlige Stöffe mit Ausnahme von Melaſſe Rüben oder Rüben
ſaft verarbeiten kann von der Landesregierung unter Nachlaß der
in den 88 4 bis 7 9 und 10 angeordneten Betriebseinxichtungen
und Kontrollen angeorduet werden daß bei Einhaltung der
hierüber zu erlaſſenden Verwaltungsvorſchriften die Verbrauchs
abgabe von derjenigen Alkoholmenge welche während der erklärten
Betriebszeit mit der zum Gebrauche beſtimmten Brennvorrichtung
nach ihrer Leiſtungsfähigkeit gewonnen werden kann im voraus
durch die Steuerbehörde bindend feſtgeſetzt wird Die Vor
ſchriften des 83 Abſatz 1 und 2 finden alsdann keine Anwendung
vielmehr iſt die Verbrauchsabgabe von dem Brennereibeſitzer zu
entrichten und muß die Zahlnng ſoweit nicht Stundung gewährt
wird drei Monate nach Herſtellung des Branntweins bewirkt
werden

s 12
Jeder Wechſel im Beſitz einer Brennerei iſt der Steuerbehörde

binnen einer Woche ſeitens des neuen und in den Fällen frei
williger Beſitzübertragung auch ſeitens des bisherigen Beſitzers
ſchriftlich anzuzeigen 15

n Bezug auf Hausſuchungen in Fällen des Verdachts einergneen die die Ver n betreffenden
eſtimmungen dieſes Geſetzes finden die Vorſchriften des S 45

des Geſetzes betr die Beſteuerung des Branntweins in ver
ſchiedenen zum Norddeutſchen Bunde gehörenden Staaten undGebietotheilen vom 8 Juli 1868 entſprechende Anwendung

s 14
Alle Forderungen und Nachforderungen an Verbrauchsabgabe

deren die Anſprüche auf Erſatz wegen zu viel oder zur Un
ebühr entrichteter Abgabe verjähren binnen Jahresfriſt von dem

wehen findenAuf das Regresb erbarmt des Staates
ieſe Verjährungsfriſten keine

s 15
Wer es unternimmt die Verbrauchsabgabe vom Branntweinzu hinterziehen macht ſich einer Defraudation ſchuldig n

S 16

Eine Defraudation der Verbrauchsabgabe wird insbeſondere
dann als vollbracht angenommen

1 wenn ohne den vorgeſchriebenen von der Steuerbehörde ge
nehmigten Betriebsplan oder an anderen Tagen in anderen Räu
men oder unter Benutzung von anderen Deſtillirgeräthen als den
in dem genehmigten Betriebsplan angemeldeten Branntwein ge
brannt wird2 wenn für kleine Brennereien 5 11 durch Verwaltungsvor
ſchrift angeordnete Betriebserklärungen nicht oder unrichtig ab
gegeben werden beziehungsweiſe wenn vorgeſchriebene Brennerei
regiſter nicht oder unrichtig geführt werden

3 wenn alkoholhaltige Dämpfe Lutter oder Branntwein
unbefugterweiſe abgeleitet oder entnommen werden

4 wenn über den unter ſteuerlicher Kontrolle ſtehenden Brannt
wein unbefugterweiſe verfügt wird

5 wenn von der Verbrauchsabgabe befreiter Branntwein 8 1
Abſ 4 Ziffer 2 zu anderen als den geſtatteten Zwecken ver
wendet wird

s 17
Der Defraudation der Verbrauchsabgabe wird gleichgeachtet
1 wenn Deſtillirgeräthe welche durch Anlegung eines amt

lichen Verſchluſſes oder in anderer Weiſe durch Anordnungen der
Steuerbehörde der Benutzung entzogen worden ſind unbefugter
weiſe wieder in Betrieb genommen werden

2 wenn ein aufgrund der die Verbrauchsabgabe betreffenden
Beſtimmungen dieſes Geſetzes oder der in Gemäßheit derſelben
erlaſſenen Verwaltungsvorſchriften angelegter amtlicher Verſchluß
oder einer derjenigen Theile der Brennereigeräthe einſchließlich
der Branntweinſammelgefäße und des Meßapparats aus welchen
eine Ableitung oder Entnahme von alkoholhaltigen Dämpfen
Lutter oder Branntwein möglich iſt unbefugterweiſe verletzt
wird

3 wenn in einer Brennerei in welcher ein Meßapparat auf
geſtellt iſt Handlungen vorgenommen werden welche die regel
mäßige Thätigkeit deſſelben zu ſtören geeignet ſind oder ein Meß
apparat welcher unrichtig zeigt wiſſentlich fortbenutzt wird

4 wenn jemand Branntwein von dem er weiß oder den Um
ſtänden nach annehmen muß daß hinſichtlich deſſelben eine De
fraudation der Verbrauchsabgabe verübt worden iſt erwirbt oder
in Urnſatz bringt

zen die Steuer
twendung

s 18
Das Daſein der Defraudation der Verbrauchsabgabe wird in

den durch die 88 16 und 17 angegebenen Fällen lediglich durch die
daſelbſt bezeichneten Thatſachen begründet

Wird jedoch in dieſen Fällen feſtgeſtellt daß der Beſchuldigte
eine Defraudation der Verbrauchsabgabe nicht habe verüben
können oder daß eine ſolche nicht beabſichtigt geweſen ſei
ſo findet nur eine Ordnungsſtrafe nach Maßgabe des 8 23 ſtatt

8 19
Wer eine Defraudation der Verbrauchsabgabe begeht hat eine

Geldſtrafe verwirkt welche dem vierfachen Betrage der vor
enthaltenen Abgabe gleichkommt zum mindeſten aber 5 Mark be

Abgabe iſt außerdem unabhängig von der Strafe zu
entrichten

Jſt ein Deſtillirgeräth unbefugter Weiſe zur Branntwein
bereitung benutzt worden ſo wird die Verbrauchsabgabe und die
Strafe nach derjenigen Menge reinen Alkohols berechnet welche
damit innerhalb 3 Monaten bei unausgeſetztem Betriebe ge
wonnen werden konnte ſofern nicht das Geräth zu einem näher
liegenden Zeitpunkt amtlich noch unter Verſchluß gefunden worden
iſt oder ſonſt eine andere Zeitdauer für die unbefugte Benutzung
nachgewieſen werden kann

Hat eine unbefugte Ableitung oder Entnahme von alkohol
haltigen Dämpfen Lutter oder Branntwein oder eine Störung
des Meßapparates ſtattgefunden ſo wird die Verbrauchsabgabe
und die Strafe in der Art berechnet daß für die dem Zeitpunkte
der Entdeckung vorhergehenden 3 Monate der ununterbrochene
Beſtand der Ableitung Entnahme oder Störung angenommen
in ſofern nicht eine andere Dauer derſelben nachgewieſen werden
ann
Kann der Betrag der vorenthaltenen Abgabe nicht feſt

geſtellt werden ſo tritt eine Geldſtrafe von 5 bis zu 5000 Mark
ein

8 20
Jn Fällen der Defraudation der Verbrauchsabgabe durch un

befugte Ableitung oder Entnahme von alkoholhaltigen Dämpfen
Lutter oder Branntwein oder durch abſichtliche Störung des
Meßapparates wird die Strafe des Thäters und der Theil
nehmer ſtets durch eine Gefängnißſtrafe nicht unter einer Woche

geſchärft 2
Jm Falle der Wiederholung der Defraudation der Verbrauchs

abgabe nach vorhergegangener Beſtrafung wird die im S 19 an
gedrohte Geldſtrafe verdoppelt Jeder fernere Rückfall zieht
Gefängnißſtrafe bis zu 3 Jahren nach ſich Doch kann un
beſchadet der Vorſchrift des 8 20 nach richterlichem Ermeſſen
mit Berückſichtigung aller Umſtände der Zuwiderhandlung und
der vorausgegangenen Fälle auf Haft oder auf Geldſtrafe im
doppelten Betrage der für den erſten Rückfall angedrohten Geld
ſtrafe erkannt werden a 2

Die Straferhöhung wegen Rückfalls tritt ein ohne Rückſicht
darauf ob die frühere Beſtrafung in demſelben oder einem andern
Bundesſtaate erfolgt iſt

Sie iſt verwirkt auch wenn die frühere Strafe nur theilweiſe
verbüßt oder ganz oder theilweiſe erlaſſen iſt bleibt dagegen aus
geſchloſſen wenn ſeit der Verbüßung oder dem Erlaß der früheren
Strafe bis zur Begehung der neuen Straſthat drei Johre ver

floſſen ſind o
uwiderhandlungen gegen die die Verbrauchsabgabe betreffenden

Beſtimmungen dieſes Geſetzes ſowie die in Gemäßheit derſelben
erlaſſenen Verwaltungsvorſchriften werden ſofern nicht die Strafe
der Defraudation der Verbrauchsabgabe verwirkt iſt mit einer
Ordnungsſtrafe bis zu fünfhundert Mark geahndet

s 24
Mit Ordnungsſtrafe Kenuß s 23 wird auch belegt
1 wer einen zum Schutze der Verbrauchsäbgabe verpflichteten

Beamten oder deſſen e rigen wegen einer auf dieſelbe be
der amtlichen Handlung oder der Unterlaſſung einer ſolchen

Geſchenke oder andere Vortheile anbietet verſpricht oder gewährt
ſofern nicht der Thatbeſtand des S 333 des Strafgeſetzbuchs
vorliegt
2 wer ſich gut ungen oder Unterlaſſungen zuſchulden kommen

läßt durch welche ein ſolcher Beamter an der rechtmäßigen Aus
übung der zum Schutze der Verbrauchsabgabe ihm obliegenden
amtlichen Thätigkeit verhindert wird ſofern nicht der Thatbeſtand
der 88 113 und 114 des Strafgeſetzbuchs vorliegt

s 25
Der Beſitzer einer Brennerei in welcher eine unbefugte Ab

leitung oder Entnahme von alkoholhaltigen Dämpfen Lutter oder
Branntwein oder eine abſichtliche Störung des Meßapparates
ermittelt wird iſt als ſolcher unabhängig von der Verfolgung der

den Thäter mit Geldſtrafe von 50 bis zu 500 Mark zu
rafen

Werden in einer Brennerei aus beſonderen Anlagen beſtehende
heimliche Vorrichtungen zum Zweck der Ableitung oder Entnahme
von alkoholhaltigen Dämpfen Lutter oder Branntwein oder zurage des Eintritts der Zahlungsverpflichtung bezw der Zahlungan Jere net Der Anſprich e en deandieter Gefälle

verjährt in drei Jahren
Gier des Meßapparates ermittelt ſo verfällt der Brennerei
beſitzer als ſolcher in eine Geldſtrafe von 500 bis zu 5000 Mark



Wird in einer Brennerel ein amtlicher

derjenigen der

er Wer oder Branntwein m vere weſher a ſolchen eine Viele vent be e er

d r a en ober wider ſeinennach er n e ſein WiWillen worden iſt ſo Vieh er ſtraflos

s 26
Brennereibeſitzer welche den Betrieb nicht ſelbſt leiten könnendie n ihnen gemäß 8 25 o en ſtrafrecht

lichen wortlichkeit auf einen in ihrem Namen und Auftrage
handel Brennereileiter bei der Steuerbehörde in Antrag
bringen Falls der Antrag r wird geht die ſtrafrecht
liche Verantwortlichkeit unbeſchadet der ſubſidiariſchen Ver
tretungsverbindlichkeit des Brennereibeſitzers gruas s 29 auf
daß Feeimierelleiter über Die Genehmigung iſt jederzeit wider
ruflich

s 27
Werden Brennereibeſitzer wegen Defraudation der Verbrauchs

abgabe durch unbefugte Branntweinbereitung Ableitung oder
Entnahme von alkoholiſchen Dämpfen Lutter oder Brannkwein
F 16 Ziffer 1 oder durch abſichtliche Störung des Meß

apparates verurtheilt ſo iſt ihnen zu unterſagen das Brennerei
gewerbe ſelbſt jemals wieder auszuüben oder durch andere zu
ihrem Vortheil ausüben zu laſſen Die Steuerbehörde iſt jedoch
ermächtigt zugunſten der Schuldigen Ausnahmen zu geſtatten

8 28
Unbeſchadet der verwirkten a dngllraſen kann die Steuer

behörde die Beobachtung der aufgrund dieſes Geſetzes und der
in Gemäßheit derſelben erlaſſenen Verwaltungsvorſchriften an
geordneten Kontrollen durch Androhung und Einziehung evxekuti
viſcher Geldſtrafen bis zu 500 M erzwingen auch wenn die
Pflichtigen die zum Zweck der Kontrollirung vorgeſchriebenen
Einrichtungen zu treffen unteren dieſe auf Koſten der
Pflichtigen herſtellen laſſen Die Einziehung der hierdurch er
wachſenen Auslagen erfolgt in dem Verfahren für die Bei
treibung von Zollgefällen und mit dem Vorzugsrecht der
letzteren

S 29
Gewerbe und Handeltreibende einſchließlich der Brennerei

beſitzer haften für ihre Verwalter Gewerbsgehilfen ſowie für
diejenigen Hausgenoſſen welche in der Lage ſind auf den Ge
werbebetrieb Einfluß zu üben hinſichtlich der vorenthaltenen Ver
brauchsabgabe ſowie rückſichtlich der Geldſtrafen in welche die
ſolchergeſtalt zu vertretenden Perſonen wegen Verletzung der die
Verbrauchsabgabe betreffenden Vorſchriften dieſes Geſetzes und
der in Gemäßheit derſelben erlaſſenen Verwaltungsvorſchriften
verurtheilt worden ſind Hierbei finden die Beſtimmungen im
s 66 des Geſetzes vom 8 Juli 1868 entſprechende Anwendung

s 30
Jm Falle mehrerer oder wiederholter Zuwiderhandlungen gegen

die die Verbrauchsabgaben betreffenden Beſtimmungen dieſes
Geſetzes welche nur mit Ordnungsſtrafe bedroht ſind foll wenn
die Zuwiderhandlungen derſelben Art ſind und gleichzeitig ent
deckt werden die Ordnungsſtrafe gegen denſelben Thäter ſowie
gegen mehrere Theilnehmer zuſammen nur im einmaligen Be
trage feſtgeſetzt werden

s 31
Die Umwandlung der nicht beizutreibenden Geldſtrafen in

Freiheitsſtrafen erfolgt gemäß S 28 u 29 des Strafgeſetzbuches
Der Höchſtbetrag der Freiheitsſtrafe iſt jedoch bei einer

Defraudation der Verbrauchsabgabe im wiederholten Rückfall
zwei Jahre bei einer mit Ordnungsſtrafe bedrohten Zuwider
handlung ſowie in den Fällen des S 28 drei Monate Gefängniß

s 32
Die Strafverfolgung von Defraudationen der Verbrauchsabgabe

verjährt in drei Jahren diejenige von Zuwiderhandlungen welche
mit Ordnungsſtrafe bedroht ſind in einem Jahre

Die Strafverfolgung aufgrund der Beſtimmungen der S8 25
und 26 verjährt zugleich mit dem Eintritt der Verjährung gegen
den eigentlichen Thäter

s 33
Jn betreff der Feſtſtellung Unterſuchung und Entſcheidung der

Zuwiderhandlungen gegen die die Verbrauchsabgabe betreffenden
Beſtimmungen dieſes Geſetzes und die in Gemäßheit derſelben
erlaſſenen Verwaltungsvorſchriften in betreff der Strafmilderung
und des Erlaſſes der Strafe im Gnadenwege kommen die Vor
ſchriften zur Anwendung nach welchen ſich das Verfahren wegen
Zuwiderhandlungen gegen die Zollgeſetze beſtimmt

s 34
Die nach den Vorſchriften dieſes Geſetzes verwirkten Geld

ſtrafen fallen dem Fiskus desjenigen Staates zu von deſſen Be
hörden die Strafentſcheidung erlaſſen worden iſt

8 35

Jede von einer nach S 33 zuſtändigen Behörde wegen einer
Zuwiderhandlung gegen die Beſtimmungen dieſes Geſetzes und in
Gemäßheit deſſelben erlaſſenen Verwaltungsvorſchriffen einzu
leitende Unterſuchung und z erlaſſende Strafentſcheidung kann
auch auf diejenigen Theilne
angehören ausgedehnt werden

Die Strafvollſtreckung iſt nöthigenfalls durch Erſuchen der
uſtäudigen Behörden und Beamten destenigen Bundesſtaates zu
ewirken in deſſen Gebiet die Vollſtreckungsmaßregel zur Aus

führung kommen ſoll
Die Behörden und Beamten der Bundesſtaaten ſollen ſich
geuſeitig thätig und vhne Verzug den verlangten Beiſtand in

allen e Maßregeln leiſten welche ſich auf die Ver
folgung von Zuwiderhandlungen gegen dieſes Geſetz beziehen

s 36
Der Reinertrag der Verbrauchsabgabe iſt den einzelnenBundesſtaaten nach Maßgabe der matrikularmäßigen Vebole

rung mit welcher ſie zum Gebiet der Branntweinſteuergemein
ſchaft gehören zu überweiſen

Für die durch die Erhebung und Verwaltung der Abgabe den
Bundesſtaaten erwachienden Koſten wird nach ßgabe der vom
Buidesrath zu erlaſſenden Beſtimmungen Vergütung gewährt

en pfen mai

mer welche anderen Bundesſtaaten

z a eher a V gabe iaituer zetttzt ar M ſei ichen Her ſt geriet r
liter des Rauminhalkts der aiſchbottiche und jede Ein ſowie die imEntnahme n Sinn hahchung Bei der S

ung Bei der Steuerberechnung bleibt der überſchießende
Rauminhalt welcher 25 1 nicht erreicht außer Betracht
In landwirthſchaftlichen welche nur während der
t vom 1 Okt bis 31 Mai betrieben werden wird die Maiſch
ottichſteuer
a wenn an einem Ta zig mehr als 10501 Bottichraum be

maiſcht werden nur zu echs Zehnteln
b wenn an einem Tage über 1050 bis höchſtens 15001 Bottich

raum bemaiſcht werden nur zu acht Zehnteln
c wenn an einem Tage über 1500 bis böchſtens 3000 Bottich

raum bemaiſcht werden nur zu neun Zehuteln des im Abſatz 1
feſtgeſetzten Steuerbetrages erhoben

Gelangen in einer der bezeichneten Brenuereien an einem Tage
mehr als 1050 bezw 1500 bezw 3000 1 Bottichraum zur Be
maiſchung ſo wird für den betreffenden Kalendermonat
ſprechend berg Steuerſatz erhoben

Der Anſpruch auf die Steuerbegünſtigung geht nicht verloren
wenn in einer der bezeichneten Brennereien im Zwiſchenbetriebe
nicht myhlig Stoffe allein verarbeitet werden

III An Branntwein Materialſteuer iſt zu entrichten
a vom Hektoliter eingeſtampfter Weintreber 0,35
b vom hl Kernobſt oder auch Treber von Kernobſt und Beeren

früchte aller Art 0,45 M
c vom hl Brauereiabfälle Hefenbrühe gepreßte Weinhefe und

Wurzeln aller Art 0,50 M
d vom hl Trauben oder Obſtwein flüſſige Weinhefe und

Steinobſt 0,85 M tIV Für diejenigen landwirthſchaftlichen Brennereien welche
in einem Betriebsjahre nicht mehr als 1500 hl Bottichraum be
maiſchen ſowie für diejenigen Brennereien welche nur Abfälle
der eigenen Biererzeugung verwenden oder welche lediglich nicht
mehlige Stoffe mit Ausnahme von Melaſſe Rüben oder Rüben
ſaft verarbeiten kann von der Landesregierung unter Nachlaß
der nach der beſtehenden Geſetzgebung angeordneten Betriebs
einrichtungen und Kontrollen angeordnet werden daß bei Ein
haltung der hierüber zu erlaſſenden Verwaltungsvorſchriften die
Steuer von derjenigen Material oder Maiſchmenge welche
während der erklärten Betriebszeit mit der zum Gebrauch be
ſtimmten Brennvorrichtung nach ihrer Leiſtungsfähigkeit abge
trieben werden kann im voraus durch die Steuerbehörde bindend
feſtgeſetzt wird

V Eine Rückvergütung der Maiſchbottich oder Branntwein
materialſteuer kann nach näherer Beſtimmung des Bundesraths
auch für Branntwein bewilligt werden welcher zu Heil zu
wiſſenſchaftlichen zu Heizungs oder zu Beleuchtungszwecken Ver
wendung findet

39

J Jn den gewerblichen Brennereien d h
Brennereien welche mehlige Stoffe verarbeiten aber nicht zu
den landwirthſchaften 381a gehören oder welche Miſchungen
aus mehligen oder nicht mehligen Stoffen verarbeiten findet die
Erhebung der Maiſchraumſteuer nicht mehr ſtatt Von dem in
ſolchen Brennereinen hergeſtellten Branntwein wird ſoweit er
der Verbrauchsabgabe unterliegt ein Zuſchlag zu dieſer er
hoben welcher 0,20 M für das l reinen Alkohols beträgt

Mit der gleichen Maßgabe können auf Antrag andere als ge
werbliche Brennereien ſeitens der Landesregierung von der Er
hebung der Maiſchbottich oder Branntweinmaterialſteuer frei
gelaſſen werden

II Die in den 88 10 36 des gegenwärtigen Geſetzes hinſicht
lich der Verbrauchsabgabe gegebenen Beſtimmungen finden auf
den Zuſchlag zu derſelben entſprechende Anwendung

I Für die in Ziffer J bezeichneten Brennereien gelten die
ſonſtigen Beſtimmungen des Geſetzes vom 8 Juli 1868 mit
folgenden Aenderungen 5a die Größe und Zahl der Nebengefäße als Hefengefäße
Maiſchbehälter c bedürfen einer Genehmigung nicht

b Abänderungen des angemeldeten Betriebes ſind mit der
Maßgabe zuläſſig daß die Abweichung vorher im Betriebsplane
bemerkt und binnen 24 Stunden der Steuerbehörde angezeigt

werden muß e Sc die Brennfriſt kann von der Steuerbehörde dem wirklichen

r ent

Zweiter Abſchnitt
Maiſchöottichſteuer Branntweinmaterialſteuer und

Zuſchlag zur Verbrauchsabgabe
s 37

Die Beſtimmungen des Geſetzes betreffend die Beſteuerung des
Branntweins in verſchiedenen zum norddeutſchen Bunde gehören
den Staaten und Gebietstheilen vom 8 Juli 1868 treten mit
dem I April 1888 für das geſammte Gebiet in Branntweinſeuer

emeinſchaft mit den in den s 38 bis 40 des gegenwärtigen Ge
es bezeichneten Aenderungen und Ergänzungen ſowie mit der
aßgabe in Kraft daß die in einzelnen Bundesſtaaten beſtehen

den riften wegen Gewährung von Betriebserleichterungen
hen dcüh en W u Geltung belaſſen und

äherer i es Bundesrat iStaaten eingeführt werden dürfen b an t nern
8 38

J Die Erhebung der Maiſchbottichſteuer erfolgt nur noa in den landwirthſchaftlichen en d P n
en Getreide und Kartoffeln verarbeitenden Brennereien

bei deren Betrieb die ſämmtlichen Rückſtände Schlempe in der
eigenen Wirthſchaft verfüttert werden und der erzeugte Dünger
vollſtändig auf den r dern verwendet wird
i e re Brennereicn welche Melaſſe Rüben oder Rüben
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Die Einführung des gegenwärtigen Geſ in denzolernſchen Landen erfolgt durch Kaſſerliche Se

40 Südd Boden Kredit 101,00 bzB
40 D Hp B Pfd Berlin 101,80 bzG

do Meiningen 101,30 bzG409

5 Ruff Boden Kredit
50 do Centr Bd Pf 82,90 bzG69 NewYork Stadt Anl
Oeſt Papier Rente

do Silber Rente
490 Oeſt Gold Rente
59 Ungar Papier Rente 70,40 bzB
49 Ung Gold Rente
Jtalieniſche Rente
31 Stadt Anl 98,00 G

J3 Kopen40 Liſſab Stadt Anl
Römiſche do

59 Rumänier
5 Ruſſ Engl 1872

Ruſſ Anl 1877
1880
1884OrientAnl II

92,75 G

64,90 bz
65,90 bz
90,20 bz

80,70 bzB
96,75 bz

Stadt Anl 95,75 B
78,20 bz
99,50 bz

101,80 G
95,10 bz
98,60 bz
81,90 bzB

55,20
95,25 bzG

III 55,80 bzRuſſ Gold Rentelsss 108 ,60 bz

Jn und ansl Eiſenb Stamm
u Stamm Prior Aktien

AachenMaſtricht
Berlin Dresden
Buſchtiehrader Lit B
Galiz Karl Ludw
Gotthardbahn
Kronpr Rudolfbahn
MainzLudwigshafen
Marienburg
Mecklenburg

Nordh Erfurter
Oſtpreuß Südbahn
R

S

J

G

lawka

Weh r ehn
erlin Dresden

WMarienb Mlawka
Oſtpr Südbahn
Saalbahn
WeimarGera

Eiſenbahn Prioritäts Aktien und
Obligationen

Verſchiedene 40
abgeſtempelt zum Bezug

rior

ws

wel
llu

do do II Em o h
5 CharkowAzow 98,60 B
41 Jwangor Dombrow 91,50 bzG
5 KozlowWoroneſch 30 bz
5 KurskKiew 101,40 bz
o 40 Prior bzGMoscoRjäſan 95,10 bzG
5 do Snmolensk 98,70 b

4 Rjäſan Kozlow 92,80 8
4 Ruſſ Nikolai Oblg 85,40
5 SchujaJwanowo 98,40 B
4 Südweſtbahn 82,70 B
5 WarſchauWien IV 101,60 bz
5 do V 101,60 h3 Gr Ruſſ Stagtgb Obl 74,75 8
3 Transkautaſiſchet b Obl 65,16 z

Vank und Jndufſtrie Aktien
AachenDiskonto 115,90 B
Berliner Handels Geſ 153,90 bzB
Darmſtädter Bank 137,70 bz
DiskontoKommandit 193,75 bzB

Deutſche Bank zdo Genoſſenſchaftsbank 132,50 G
do Hyp B Berlin 60 100,80 bzG
do do Meiningen 400/0 95,70 bz

Dresdener Bank 131,25 bzG
Leipziger d eneate 171 50 bzG
Magdeb Privatban 116,50 G
Mitteldeutſche Kred Bank 94,75 bzB

451,00 bOeſter KreditAnſtalt 00 bz
Reichsbank 136,50Sächſiſche Bank 115,10
Schleſ BankVerein 105,80 G
Weimariſche Bank 65,00 bzG
AdmiralsgartenbadAkt 107,60 bzG
Eröllwitzer Papierfabrik 170,00 bzGDeſſauer Gas 184,90 8
Eilenburg Kattun 68,00 G
Halleſche Maſchinen 206,50 G
Laurahütte 1,75 bzPhönixBergwerk Lit A 67,00 z

do do B 19,60
Dortmunder Union St Pr 53,50 bzG
h Gußſtahl 117,50 bzBHörd Hütt V konv 30,50 bzGGlauziger Zucker 76,75 8
Körbisdorfer Zucker 96,30 b
Sächſ Th Br V St A 113,70

do St PriorBedürfniß entſprechend eingerichtet werden ſtempelt doch die unbefügte Benutzung von Maiſchgeſfäßen welche ſeitens V an r 99,25 W n 3der Steuerbehörde außer Gebrauch geſetzt worden ſind zum 4 do V 10250 Zeitzer Maſchinen e 636
Einmaiſchen ſowie die Einmaiſchung oder Zubereitung von 4 do VII 102,70

e dem Steenen gar r angeſagt e gen z v W Wechfelanderen Tagen in anderen Räumen oder in anderen Gefäßen xa en i hen Aneh eeſtttigien Berebepane den e ben e e n e agemeldeten vorgenommen wird unterliegt einer Geldſtrafe bis 4r, Berlin Dresden gr 102,00 B London 1 Lſtrl 9 T 20,375 b

zu 300 M 4 BerlinHamb III kv 102,50 G 100 fr 8 T 80,75 bzs 40 4 BerlinStettin gar 102,60 bz ien öſt W 100 fl 8 T 160,30 65
Die Verpflichtung des Brennereibeſitzers zur Einxeichung eines raunſw Efens s Petersb 100 R 3W 177,70 bz

Grundriſſes der Brennerei und die Reviſionsbefugniß der in her i 10830
Steuerbeamten 85 6 und 43 des Geſetzes vom Juli 1868 er do V 10280 b BankDiskonto
ſtrecken ſich auch auf die mit der Brennerei in Verbindung 4 do VII 102,60 bzB Berlin Wechſel 4 Lombard 5
ſtehenden oder unmittelbar an dieſelbe angrenzenden Räume Mod Halberſt 53 12 Am n J Brüſſel 21/, London 2

75 aris 3 Petersburg 5 WiDritter Abſchnitt p cher z 83 r Petersburg 5 Wien 4
Zoll und Uebergangsabgabe u 8000 Gold Silber und Banknotene r nVon dem vom Zollauslande eingehenden Branntwein werden d vnv uan Zoll vom 1 Okt 1887 ab 150 M für 100 Kg erhoben Nikderſche Man L e 8 De Stüce 6

8 42 l Oberſchl t 98,60 G Jmperials 16,70 bzVon dem aus dem freien Verkehr derjenigen Theile des n e 7 n 8 n 100 bdeutſchen Zollgebietes welche nicht zur Brannkweinſtener do do 79 Ruf do 17835 b
gemeinſchaft gehören eingehenden Branntwein werden ſoweit do do 80
nicht der Nachweis präge W geführt wird an

ehe an 1 ehren 1o0s ar s W far 1 m reinen Leipziger Börſe vom 5 Mat
Vierter Abſchnitt Wo Allenburg e get 181,00 G 2 görbisd Zuckerfabr 96,00

n Altenburg 181 Zu15 AuſſigTepli 270,00 Zu Leipz Baubank 80,00Uebergangs und z neben iranugen 58 en e c ln
ehrad Lit A 123 z Malzf idAller am 1 April 1688 innerhalb des Gebietes der Brannt u Ztete 8 5 eeendärnſp2 71 DuxBodenbach Solbrig 120,00 Pweinſteuergemeinſchaft im freien Verkehr befindliche Branntwein u Frz Joſ B 5 Sächſ Maſch Fabr

unterliegt r Beſtimmung des Bundesraths der Ver GHartmann 116,00 Gne tage in Form einer Nachſteuer von 0,60 M das 8 e e 16000 10 e r
Zeire de der ſener Beſreit Wleibt Du eben St g i

1 Branntwein welcher zu gewerblichen Zwecken einſchließlich i do e h Be S do San bot
der Eſſigbereitung zu Heil zu wiſſenſchaftlichen oder zu Heizungs Bank u Kred 2 KetteElbf Geſ Att 85,00
oder Beleuchtungszwecken verwendet wird 8 Allg D Kr A Lpz 171,75 7 S Thür Br V St 114,50F S in elkre en gig mehr P 1 des von 7 e eng ant 130,75 gen rizr 119,00
3 Branntwein welcher nachweislich gegen Erlegung des Zo er xre 150 M für 100 kg vom Auslande eingeführt her ſelben 480 tn Glauzi 88
orden iſt 5/80 Leipziger Bant 3050 0 Zuckerraffinerie Halle 100,00 G

s 44 4e do Kaſſen Verein 103,00Die 881 bis 40 42 und 43 des gegenwärtigen Geſetzes treten h Bent e
zugleich mit dem Geſetze betr die Steuerfreiheit des Branntweins Weihnar Bant neue 66,00 6 4 AuſſigTepl 102,60zu gewerblichen Zwecken vom 19 Juli 1879 in einem der nicht 7 Zwicaner 120,50 P 5 WBöhm hen 860
zur Branntweinſteuergemeinſchaft gehörenden Bundesſtaaten nach ealkt Pr S ad e n 40 Gerfolgter Zuſtimmung von ſeiten des betr Staates in Kraft am ler v Biere 85,25 b

Die geſammte Jahresmenge welche in den der Branntwein Chemn Wert M h l
a emeinſchaft neu beitretenden Staaten zu dem niedrigeren Fr Himmerm 58,15 G L do Gold

bgabeſatze 1 hergeſtellt werden darf wird auf 3 l reinen 15 Eröllw Papierſabr 216800 DuxBodenbach 8050
Alkohols für den Kopf der bei der m r letzten Volks do Schuſdverſchr 18 5 do Em 1871 85,00
zählung ermittelten Bevölkerung des betreffenden Staates be 5 De 65,00 G do do 1874 98meſſen Die Beſtimmung der Jahresmenge welche von den 1 D W M Sonderm 4 r e r 80,00u Stier Vorz A 48,50 5 do Em v 1871u 72 8120einzelnen Brennereien zu dem niedrigeren Abgabeſatze hergeſtellt Gerger Je W 101 v gaſchalt Hrero a
werden darf erfolgt unter entſprechender Anwendung des 8 21 1 Germama Schw u a Prag Dur Golß 90708
durch die Landesbehörden denen die Erhehung und Verwaltung c 83 d do Gold 108,00der im gegenwärtigen Geſetze beſtimmten Abgaben und Steuern Hälle ßen B 124,50 G 6 PragTurnan 8600
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